
critica
Zeitung von DieLinke.SDS (Sozialistisch–Demokratischer Studierendenverband)Ausgabe Nr. 9 / 2012www.critica-online.de

Kapitalismus vs.  
Demokratie

   Krise: Sahra Wagenknecht über Wege aus der Eurokrise  S.4

     Krieg: Deutsche Waffen töten weltweit. Mit der Zivilklausel regt sich Protest S.10-11

      Liebe:  In einem neuen Datingportal können Frauen Männer shoppen S.15



2      Editorial

JET
ZT

 A
K

T
IV

 W
ER

D
EN

 U
N

D
 M

IT
M

A
C

H
EN

Im Mai haben in Frankfurt tausende Menschen gegen die europaweiten Fol-
gen der Krise, für internationale Solidarität und ihre demokratischen Rechte 

protestiert. Bevor es zu einer geplanten Blockade des Bankenviertels kommen 
konnte, sperrte die Polizei von sich aus die Stadt. Ein vielfältiges inhaltliches An-
gebot, Diskussionsveranstaltungen und Konzerte vom Bündnis wurden ebenfalls 
verboten. Das soll nun nachgeholt werden: In einem Großzelt in der Frankfurter 
Innenstadt will das Bündnis am 20. Oktober einen Teil der inhaltlichen Diskussi-
onen führen. Außerdem soll dort über eine Fortsetzung der Proteste im Jahr 2013 
diskutiert werden. 

Blockupy-Aktionskonferenz

20.-21. Oktober
Frankfurt am Main

Die große Koalition 
beschließt die Not-
standsgesetze, die 
eine Einschränkung 
von Grundrechten 
und Gewaltenteilung 
ermöglicht.

Mai 1968
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Hunderte Menschen sind von der 
Polizei umstellt. Sie recken die Ver-
fassung ihres Staates in die Luft, die 

ihnen das Recht auf Versammlungsfreiheit 
garantiert. Die Polizei räumt sie trotzdem. 
Die Verfassungen werden später beschlag-
nahmt. Es handle sich dabei um ein „De-
monstrationsmittel“ und Demonstrationen 
sind an diesem Wochenende verboten. 
Selbst wenn es sich um eine Mahnwache für 
die Demonstrationsfreiheit handelt.
Die Szene geschah am 17. Mai 2012. Bei der 
Verfassung handelt es sich um das deut-
sche Grundgesetz und der Ort, an dem sich 
diese Szenen abspielten, war der Platz vor 
der Frankfurter Paulskirche. Diese gilt vie-
len als Wiege der deutschen Demokratie. 
Für diejenigen, die an diesem Wochenende 
für die Blockupy-Proteste nach Frankfurt 
kamen wurde sie zum Symbol von deren 
Krise. Sie waren in die Bankenmetropole 
gekommen, um für mehr Demokratie und 
gegen den Kapitalismus zu demonstrieren. 
Jetzt waren sie gezwungen, zunächst ihre 
demokratischen Grundrechte einzufordern. 
Nicht nur linke AktivistInnen sehen die 
Demokratie in Gefahr. Der renommierte Po-
litikwissenschaftler Herfried Münkler, der 
preußische Tugenden in der Eurokrise for-

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Arbeitslosigkeit in Europa, zur Routine wer-
dende Krisengipfel und Angstschweiß auf 
der Stirn von Börsenbrokern zeigen: Der 
Kapitalismus kränkelt. Aber kein Grund zur 
Panik. Schnell ein paar Rettungsschirmchen 
aufgespannt und Sparpakete geschnürt und 
die Probleme sind behoben. Doch nicht? Wie 
die Krise und Demokratieabbau zusammen-
hängen und viele andere Themen möchten 
wir mit dir auf dem „Kapitalismus vs. Demo-
kratie“ Kongress diskutieren. Das Programm 
und alle wichtigen Infos findet ihr auf Seite 8 
und 9.  Vorschläge für andere Lösungswege 
aus der Krise macht Sahra Wagenknecht im 
Interview auf Seite 4. Dass Widerstand gegen 
die Sparpolitik auch hierzulande nötig ist, 
merken Studierende spätestens, wenn sie für 
die nächste Monatsmiete schuften (S. 5 und S. 
6). Selbst nach dem täglichen Soll an Lohnar-
beit, gibt der Kapitalismus keine Ruhe. Denn 
Nutzenmaximierung bestimmt auch die Part-
nersuche (S. 15). Dass Proteste etwas bringen 
können, berichten Québecische Studierende 
(S. 13). Aber nicht nur in Kanada ging es in 
den letzten Monaten rund. In Ägypten, Groß-
britannien, Spanien, den USA, Israel und 
vielen anderen Ländern gehen derzeit Men-
schen auf die Straße. Zu viele Länder, als dass 
die 16 Seiten dieser Ausgabe ausreichen wür-
den, um darüber zu berichten. Deshalb gibt 
es seit einigen Monaten die critica online mit 
fast täglich neuen Artikeln zum Studileben, 
sozialen Bewegungen, Kultur und vielem 
mehr: www.critica-online.de

P.S. Hast du Lust, selbst zu Schreiben, zu Lay-
outen oder zu Fotografieren? Dann mach mit 
bei der critica! info@critica-online.de

Editorial

Impressum

Die Welt steckt in der Krise. Millionen Menschen verlieren ihre Jobs, gleichzei-
tig werden soziale Sicherungssysteme immer weiter ausgehöhlt. Verbliebene 

Arbeitsstellen sind von Unsicherheit und hohem Druck geprägt. Weltweit gehen 
Menschen gegen Demokratieabbau auf die Straße. Regierungen handeln nach 
den Vorgaben der Finanzmärkte. Gegen die Proteste der Bevölkerung kommt es 
immer häufiger zu Gewalt. Was steht hinter den weltweiten Aufständen? Wie 
wirkt sich die Kürzungspolitik in Europa auf die betroffenen Menschen aus? Wie 
entwickelt sich der Widerstand weiter? Welche Alternativen sind denkbar? Viele 
Fragen, Debatten und vielleicht auch ein paar Antworten gibt es vom 30. Novem-
ber bis 2. Dezember auf dem „Kapitalismus vs. Demokratie“ Kongress in Köln. 
Bustickets und Eintrittskarten findest du auf www.kapitalismusvsdemokratie.de 
und das vorläufige Programm auf Seite 8 und 9. 

30. November - 2. Dezember
Uni Köln

Seit 2007 wollen wir die „Verhältnisse zum Tanzen bringen“. An 40 Hochschulen in 
der ganzen Bundesrepublik haben sich nach der Gründung des Verbands Studie-

rende zusammen gefunden, die etwas verändern wollen. Mitglieder beteiligen sich 
vor Ort an Protesten gegen Studiengebühren, sind im AStA aktiv und organisieren 
Lesekreise. 
In den letzten fünf Jahren hat DieLinke.SDS neben dem vielfältigen Engagement der 
Hochschulgruppen vor Ort zwei bundesweite Kongresse mit mehr als 1.000 Teil-
nehmerInnen auf die Beine gestellt, Ende November wird der dritte stattfinden. Die 
Kapital-Lese-Bewegung hat Marx zurück an die Unis gebracht. Gemeinsam mit vielen 
BündnispartInnen war DieLinke.SDS in den letzten Jahren in Protesten wie dem Bil-
dungsstreik, Dresden Nazifrei und gegen die G8 in Heiligendamm aktiv. Dieses Jahr 
wird DieLinke.SDS fünf Jahre alt. In den nächsten fünf Jahren folgen mindestens 
genauso viele Aktivitäten: vor Ort an den Hochschulen und bundesweit in gemein-
samen Kampagnen. 

Ein guter Zeitpunkt um einzusteigen und mitzumachen. Wie? An über 50 Hoch-
schulen in Deutschland gibt es bereits aktive Gruppen, die sich immer über neue 
Mitstreiter und Mitstreiterinnen freuen. Eine Übersicht aller Gruppen, ihre Kontakt-
daten und weitere Informationen findest du auf www.linke–sds.org. 
An deiner Hochschule gibt es noch keine Gruppe? Dann gründe doch einfach eine! 
Geschäftsführung und Bundesvorstand sind dir gerne dabei behilflich. Wende dich 
einfach an info@linke-sds.org.

5 Jahre DieLinke.SDS
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Um die europaweite Kürzungspolitik durchzusetzten, werden immer mehr demokratische 
Rechte beschnitten. Dahinter steckt ein grundsätzlicher Widerspruch zwischen Kapitalismus 
und Demokratie. Von Alexander Hummel
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Es gibt keine 
marktkonforme 

Demokratie

Mit dem ESM werden 
Haushalskompetenzen 
der Parlamente auf 
nicht demokratisch 
legitimierte europä-
ische Exekutivgre-
mien übertragen. 
Der Fiskalpakt legt 
zudem eine restriktive 
Finanzpolitik fest, da 
die Gesamtverschul-
dung nicht über 60% 
des Bruttoinlandpro-
dukts steigen darf.

Unter Willy Brandt 
werden Berufsver-
bote im öffentlichen 
Dienst gegen Personen 
mit zweifelhafter 
Verfassungstreue 
eingeführt. Hunderte 
sind betroffen.

Wenige Wochen nach 
Ende seiner Amts-
zeit wird Altkanzler 
Gerhard Schröder 
Aufsichtsratsvorsit-
zender einer Gazprom-
Tochter. Der Fall steht 
beispielhaft für eine 
zunehmende Verflech-
tung von Wirtschaft 
und Politik.

Die verdeckten Er-
mittler Simon Brenner 
und Mark Kennedy 
hatten sich in legalen 
Strukturen der linken 
Szene aufgehalten. 
Brenner unterwan-
derte u.a. DIE LINKE 
und den SDS.

Als der griechische 
Ministerpräsident 
Papandreou die Bevöl-
kerung über das mit 
massiven Sozialkür-
zungen verbundene 
„Rettungsprogramm“ 
für Griechenland ab-
stimmen lassen möch-
te, reagieren Märkte 
und Regierungschefs 
in Europa bestürzt.  
Das Referendum wird 
abgeblasen.

Die ehemaligen 
Goldman-Sachs-Banker 
Papademos und Monti 
werden ohne Wahlen 
als Regierungschefs 
von Griechenland 
und Italien eingesetzt. 
Pikant: Goldman-
Sachs hat geholfen, 
die griechischen Wirt-
schaftsdaten jahrelang 
zu schönen. 

Zehntausende möch-
ten in Frankfurt/Main 
gegen die Macht der 
Banken und Konzerne 
demonstrieren. In 
bisher ungekannten 
Ausmaß verbietet die 
Stadt alle Aktionen.

Januar 1972 Herbst 2010 Oktober 2011Dezember 2005 November 2011 Mai 2012 Sommer 2012

dert, schreibt im Spiegel vom „absehbaren 
Ende der parlamentarischen Demokratie“ 
als wäre dieses genauso unausweichlich wie 
Ebbe und Flut. Andere, wie der ungarische 
Staatschef Viktor Orbán, treiben derweil 
den Demokratieabbau in ihren Ländern vo-
ran, indem sie die Freiheit der Presse und 
Justiz einschränken. Dazu passend sinniert 
dieser darüber, dass „ein Ende der Demokra-
tie noch keine Diktatur bedeuten müsse.“ 
Und Angela Merkel fordert die „marktkon-
forme Demokratie“.

Es hat sich gezeigt, dass die Finanz- und 
Eurokrise auch eine Demokratiekrise ist. 
Doch nicht etwa „korrupte Politiker“, oder 
„der Zerfall europäischer Werte“ sind die 
eigentliche Ursache des Demokratieabbaus. 
Der Kern der derzeitigen Demokratiekrise 
ist ein Konflikt zwischen Demokratie und 
Kapitalismus selbst. Korruption und Wer-
tezerfall sind nur das Ergebnis eines Wirt-
schaftssystems, das alle menschliche Bezie-
hungen der Profitmaximierung unterordnet. 
Wenn also sowohl Korruption als auch 

Wertezerfall Konsequenz des Kapitalismus 
sind, sollte man im Kapitalismus selbst die 
grundlegenden Ursachen der Demokratie-
krise suchen.
Eine Krise kommt meist plötzlich mit einem 
Crash. Zu Beginn einer Wirtschaftskrise 
stehen die Regierungen und Parlamente 
deshalb unter Schock. Direkt vor dem Crash 
erscheint die Wirtschaftslage noch unnatür-
lich gut, so dass nur die Wenigsten mit ihm 
rechnen. Dabei ist das Ausbrechen der Kri-
se im Kapitalismus schon immer nur eine 
Frage der Zeit gewesen. So war 2007 vor der 
US-Immobilienkrise, vor dem Schwarzen 
Freitag 1931 und vor der holländischen Tul-
penkrise 1637. Die Schockstarre orientie-
rungsloser PolitikerInnen wird von Banken 
und Konzernen ausgenutzt, um die Politik 
unter Druck zu setzen. Während sie ihre ver-
meintliche Systemrelevanz beschwören und 
vor den Gefahren eines Zögerns der Politik 
warnen, fordern sie Rettungsprogramme 
für marode Banken und angeschlagene Kon-
zerne. Bevor die Politik die Krise verstanden 
hat, ist sie bereits auf die Forderungen der 
Lobbyisten eingegangen. 
So verschieben sich die politischen Ko-
ordinaten. Politische Programme, die vor 
dem Crash geschrieben wurden, sind das 

Papier, auf das sie gedruckt wurden, nicht 
mehr Wert. Wahlversprechen werden hin-
fällig. Diejenigen, die gestern noch für ihre 
Versprechen von Investitionen in die So-
zial- und Bildungspolitik gewählt wurden, 
möchten heute lieber sparen. Dies wäre 
angesichts der öffentlichen Verschuldung 
„alternativlos“, behaupten sie. Dabei ha-
ben diese Regierungen die Aufnahme von 
Staatskrediten beschlossen, um Rettungspa-
kete für Banken und Konzerne zu schnüren. 
Die vermeintliche Alternativlosigkeit, in der 
sie sich heute befinden, ist also nur Ergeb-
nis ihrer vorangegangenen Entscheidungen. 
Entscheidungen, bei denen sie sich mehr 
auf den Rat von demokratisch nicht legiti-
mierten Experten und Lobbyisten als auf 
ihre eigene Vernunft oder die Ansichten der 
Bevölkerung verlassen haben. 

So wird die Wirtschafts- zur Demokratiekri-
se. Doch der Konflikt zwischen Demokratie 
und Kapitalismus besteht nicht nur in der 
Krise. Er bricht in ihr nur offener hervor. 
Seine eigentlichen Gründe liegen tiefer. 

Demokratie bedeutet auch, dass Entschei-
dungen im Interesse der Mehrheit gefällt 
werden. Kapitalismus hingegen ist ein Sys-
tem, dass die unbegrenzte Anhäufung von 
Kapital gewährleistet. Individueller Reich-
tum an Geld kennt im Kapitalismus keine 
Grenze. Jedoch ist der gesamtgesellschaft-
liche Reichtum begrenzt. Damit die Reichen 
also noch reicher werden können, müssen 
die Armen ärmer werden. Und tatsächlich 
ist die Schere zwischen Arm und Reich in 
den letzten Jahrzehnten dramatisch aufge-
gangen. 1998 besaßen die reichsten 10 Pro-
zent noch 45 Prozent des deutschlandweiten 
Nettogesamtvermögens, 2012 waren es be-
reits 53 Prozent. 

Geld bedeutet innerhalb des Kapitalismus 
immer auch Macht. Wo das Geld ungleich 
verteilt ist, ist es auch die Macht. Macht, 
die genutzt wird, um aus Eigennutz den de-
mokratischen Prozess zu manipulieren. Nur 
selten muss hierzu in Wahlen oder Abstim-
mungen direkt eingegriffen werden. Denn 
neben dem Entscheiden selbst besteht De-
mokratie aus Diskussionen, in denen Argu-
mente ausgetauscht werden. Während das 
Eingreifen in Ersteres strafbar ist, ist die Ma-
nipulation von Letzterem meist völlig legal. 
Die kostspieligen Mittel dazu heißen Lobby-
ismus, Korruption und das Lancieren von 
Fehlinformationen. Kosten, die sich jedoch 
bei einem Jahresgewinn von 4,3 Milliarden 
Euro – wie ihn zum Beispiel die Deutsche 
Bank 2011 erwirtschaftet hat – relativieren. 
Wer sich vor Augen führt, mit welch un-
gleichen Mitteln innerhalb des Kapitalis-
mus GroßverdienerInnen im Gegensatz 
zu einfachen BürgerInnen auf den demo-
kratischen Entscheidungsfindungsprozess 
Einfluss nehmen, dem muss die derzeitige 
Demokratie als Fassadendemokratie er-
scheinen. In ihr bestehen zwar demokra-
tische Institutionen wie Parlamente, Wahlen 
und Abstimmungen, doch diese werden im-
mer bedeutungsloser. Die parlamentarische 
Fassadendemokratie wandelt sich so zu ei-
ner Diktatur demokratischen Formats.
Eine kritische Öffentlichkeit, strengere Ge-
setze und außerparlamentarischer Druck 
können gemeinsam den manipulativen 
Einfluss von Konzernen und Großverdiene-
rInnen zurückdrängen. Doch in einer echten 
Demokratie wäre diese Form des Wider-
standes gar nicht nötig. Echte Demokratie 
bleibt nicht auf Parlamente und Politik be-
schränkt , sondern stellt auch die Wirtschaft 
unter demokratische Kontrolle .Mit diesem 
Demokratieideal im Blick besteht zwischen 
Demokratie und Kapitalismus nicht nur ein 
Konflikt, sondern ein unauflöslicher Wider-
spruch. 

Merkel fordert eine 
„marktkonforme Demokratie“

Echte Demokratie bleibt nicht 
auf Parlamente beschränkt

Die Eurokrise wird zur 
Demokratiekrise

Foto: www.flickr.com/michaelsvg

Um die europaweite Kürzungspolitik durchzusetzten, werden immer mehr demokratische 
Rechte beschnitten. Dahinter steckt ein grundsätzlicher Widerspruch zwischen Kapitalismus 
und Demokratie. Von Alexander Hummel
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Wir erleben derzeit eine der größten Kri-
sen des Kapitalismus. Die Regierungen 
verabschieden ein Sparpaket und Ret-
tungspaket nach dem anderen. Kran-
kenhäuser, Unis und Schulen werden 
geschlossen, die Renten gekürzt. Und 
trotzdem verlieren Millionen Menschen 
ihre Jobs. Nur nicht in Deutschland. Wa-
rum geht es uns hier so gut?

Das ist doch ein Märchen, dass es hierzu-
lande allen gut geht. Es gibt zwar weniger 
Arbeitslose, aber dafür müssen immer 
mehr Leute zu Niedriglöhnen arbeiten. 
Gerade junge Menschen erhalten oft nur 
noch einen Zeitvertrag, Stress und Ar-
beitshetze haben enorm zugenommen. 
Selbst ein Durchschnittsverdiener muss 
im Alter mit einer Armutsrente rechnen. 
Bei Rentenkürzungen wie der „Rente mit 
67“ war Deutschland Vorreiter in Europa. 
Zwar geht es der deutschen Wirtschaft 
zur Zeit noch ganz gut und der deutsche 
Staat profitiert aufgrund der Krise in an-
deren Euroländern von niedrigen Zinsen 
für seine Staatsanleihen. Doch das kann 
sich schnell ändern.

Als Exportnation ist die Deutsche Wirt-
schaft abhängig von der Nachfrage deut-
scher Produkte im Ausland. Früher oder 
später müssen doch auch hier die wirt-
schaftlichen Einbußen kommen. Steht 
uns die Krise in Deutschland einfach 
noch bevor?

Die brutalen Kürzungsprogramme, die 
halb Europa aufgezwungen worden 
sind, ziehen die Wirtschaft überall nach 
unten. Zwar exportiert die deutsche 
Wirtschaft nicht nur in die EU, sondern 
auch nach China oder in die USA. Aber 
Deutschland ist keine Insel und wenn 
unsere europäischen Nachbarländer we-
niger deutsche Waren kaufen, werden 
wir das natürlich zu spüren bekommen. 

Welche Rolle spielt die Bundesregierung 
in der Eurokrise?

Die Bundeskanzlerin lässt für die Ret-
tung der Banken die Bevölkerung 
durch andauernde Sozialkürzungen 
bluten. Dadurch wird die Eurozone im-
mer tiefer in die Rezession getrieben. 
Griechenland wurde durch diese ver-
antwortungslose Politik wirtschaft-
lich und sozial bisher am stärksten 
geschädigt. Aber auch in anderen 
Ländern ist die Arbeitslosigkeit auf 
Rekordhöhen gestiegen, während so-
ziale Leistungen zusammengestrichen 
werden. Die Bundesregierung blo-

ckiert jede vernünftige Krisenlösung,  
ihr geht es allein darum, die Vorherr-
schaft deutscher Konzerne und Banken 
in Europa auszubauen. 

Was würde ein Zerfall des Euros für 
Deutschland bedeuten?

Das wäre gerade für ein exportstarkes 
Land wie Deutschland eine Katastro-

phe. Es käme zu einer massiven Auf-
wertung der deutschen Währung 
mit der Folge, dass deutsche Pro-
dukte auf dem Weltmarkt kaum 
noch verkauft werden könnten. 
Umgekehrt käme es in anderen 
Ländern der Eurozone zu Wäh-
rungsabwertungen mit der Folge, 
dass diese ihre Schulden nicht 

mehr zurückzahlen könnten. Da die 
deutsche Bevölkerung über diverse 

Rettungsschirme für diese Schulden 
haften muss, kämen auch auf uns gigan-
tische Kürzungspakete zu.

Was wäre denn ein alternativer Weg, 
über den sich zum Beispiel Griechenland 
aus der Krise befreien könnte?

Statt bei Beschäftigten, Arbeitslosen 
oder Rentnern zu kürzen müsste die 
griechische Regierung das Geld von dort 
holen, wo es liegt: bei der griechischen 
Oberschicht. Da die reichen Griechen 
ihr Geld zum Teil ins Ausland gebracht 
haben, müssten die europäischen Länder 
einschließlich der Schweiz der griechi-
schen Regierung dabei 

helfen, Guthaben von über einer Million 
Euro aufzuspüren. Man müsste diese ein-
frieren, mit den griechischen Steuerda-
teien abgleichen, und schließlich wäre 
eine einmalige Vermögensabgabe von 
50 Prozent vorstellbar. Weitere Kredite 
sowie Kürzungsprogramme wären dann 
nicht mehr nötig. Darüber hinaus müsste 
Griechenland die heimische Industrie 
modernisieren. Es wäre sinnvoll, den 
Rüstungsetat zu kürzen und mit dem 
eingesparten Geld die horrende Jugend-
arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

Es kommt auch vermehrt zu Angriffen 
auf die Demokratie. Parlamente werden 
entmachtet, Technokraten-Regierungen 
eingesetzt, Proteste verboten oder von 
Polizei und Medien angegriffen. Inwie-
fern steht das in Zusammenhang mit der 
Krise?

Eine Politik, die den Sozialstaat schred-
dert, um Banken zu retten, ist nicht 
besonders populär. Um sie trotzdem 
durchzusetzen, werden demokratische 

bau sozialer 
und demo-
kratischer 
Rechte ge-
nutzt. Die 
Linke und 
die Gewerk-
schaften sollten ver-
suchen, ihre Pro-
teste europaweit 
besser abzustim-
men. In Deutsch-
land muss erst 
einmal das Recht 
auf politischen Streik 
durchgesetzt werden, 
denn dieses Kampf-
mittel wird jetzt und 
in Zukunft dringend 
gebraucht.

“Es helfen nur massenhafte  
Proteste und Streiks”
Die Eurokrise lässt sich nicht durch weitere Kürzungsprogramme und Rettungsschirme beenden, 
sondern nur durch europaweite Solidarität, meint Sahra Wagenknecht. 

Sahra Wagenknecht ist stellvertretende 
Vorsitzdende der Partei DIE LINKE und Auto-
rin des Buches „Freiheit statt Kapitalismus“.

Interview: Paula Rauch.

Rechte mehr und mehr ausgehebelt. Mit 
dem Fiskalpakt sollen sogar künftige 
Regierungen auf eine rigide Sparpolitik 
festgelegt werden. Gleichzeitig wird die 
Budgethoheit der Parlamente durch die 
Bankenrettung eingeschränkt, die Steu-
ereinnahmen der Zukunft werden hierfür 
verpfändet. Gegen eine solche Politik hel-
fen nur massenhafte Proteste und Streiks.

Wie kann der Lauf der Dinge aufgehalten 
oder geändert werden?

Ein Problem liegt aber darin, dass die 
Finanzhaie ein Land nach dem anderen 
ins Visier nehmen. Insofern gibt es bis-
lang auch keine europäisch koordinierte 
Protestbewegung, was den Eindruck ver-
stärkt, dass es sich um jeweils nationale 
Probleme und Versäumnisse handelt. 
Aufgabe der Linken ist es daher, auf die 
Gemeinsamkeiten der Situation der arbei-
tenden Bevölkerung in den verschiedenen 
Ländern hinzuweisen, denn überall wird 
die Krise von den Herrschenden zum Ab-

Il
lu

st
ra

ti
on

: O
le

 G
ui

na
nd



Wohnen      5

Oktober 2020: Tausende Studieren-
de in New York, Shanghai und Ber-
lin betreten im Fertigwohnheim 

„STUDENT“ ein identisch eingerichtetes 
Zimmer und nehmen ein Buch aus dem 
Billy-Regal. Unter einem Hochbett aus 
hellem Holz, das immer links hinten ne-
ben der Tür steht, befindet sich der auf-
klappbare Schreibtisch „UNIKAT“. Um ein 
Unikat handelt es sich dabei jedoch nicht, 
denn die Ausstattung der Wohnheime ist 
einheitlich. Praktisch und schnörkellos, 
dafür günstig. 
Was wie ein skurriles Zukunftsszenario 
wirkt, ist gar nicht so abwegig. Unter dem 
Namen „Ulito“ plant Ikea nämlich jetzt 
Studentenwohnheime. Genau wie tausen-
de Erstsemester, die sich auf Wohnungs-
suche befinden, weiß der Möbelkonzern: 
Wohnheimplätze, Wohnungen und WG-
Zimmer sind rar und verfügbarer Wohn-
raum ist dementsprechend teuer. 
Zum Teil liegt es daran, dass die Politik 
es versäumt hat, die Anzahl an Wohn-
heimplätzen an den heutigen Bedarf anzu-
passen. Die Studierendenzahlen sind seit 
den 90er Jahren „förmlich explodiert“, 
kommentiert Achim Meyer auf der Heyde, 

Generalsekretär des Deutschen Studen-
tenwerks. „1999 gab es rund 1,7 Millionen 
Studierende, heute sind es 2,4 Millionen. 
Wir benötigen mindestens 25.000 zusätz-
liche, preisgünstige Wohnheimplätze“. 

Nicht nur die Zahl der Studierenden, auch 
die Mietpreise sind in den letzten Jahren 
explodiert. Vor allem in Ballungszentren 
und Universitätsstädten macht sich der 
Anstieg bemerkbar. Dort stiegen die Mie-
ten zwischen 2007 und 2010 jährlich um 
2,5 bis 3,6 Prozent. Betroffen sind nicht 
nur typische Hochpreisstädte wie Mün-
chen und Hamburg, sondern auch klei-
nere Städte wie Mannheim, Jena oder 
Wolfsburg. 
Für Studienanfänger kommt zum hart um-
kämpften Wohnungsmarkt ein begrenzter 
Zeitraum für die Wohnungssuche hinzu, 
denn zwischen der Zusage und Studien-
beginn liegen meist nur wenige Wochen. 
Studierende müssen dann nehmen, was 
übrig bleibt. Wer sich ein teures WG-Zim-
mer nicht leisten kann, muss nicht selten 

auf den Wunschort verzichten – oder bei 
den Eltern wohnen bleiben. 
In vielen Städten regt sich deshalb Wider-
stand gegen die hohen Mietpreise. Zum 
Beispiel in Berlin. Dort campierten Stu-
dierende der Humboldt-Universität unter 
dem Motto „Occupy HU“ in ihrer Uni. „Wir 
haben uns kurz vor Seminarschluss in der 
Eingangshalle mit Zelt und Schlafsäcken 
breit gemacht“, erzählt Kerstin Wolter, 
die die Aktion mitplante. „Während wir 
protestierten, haben einige von uns Fly-
er verteilt, auf denen wir den Mangel an 
günstigem Wohnraum kritisierten. Eine 
Gitarre hatten wir auch dabei. Das war 
vielleicht ein wenig hippiesk, aber irgend-
wie auch ganz witzig und die Leute haben 
geguckt.“ Die Wohnungsnot öffentlich zu 
machen, ist ein erster Schritt, damit sich 
etwas ändern kann. 

Wie erfolgreich Aktionen sein können, 
zeigt auch ein Beispiel aus Mannheim. Der 
SDS hat dort einen „Ersti-Notruf“ gestartet, 
der wohnungslosen Studis eine Notunter-

kunft vermittelt. „Weil die Vermittlung an 
eine öffentliche Unterkunft nicht geklappt 
hat, bringen wir die Leute nun privat un-
ter“, erzählt Julien Ferrat vom AStA. „Bei 
der Vergabe der Schlafplätze schauen wir 
zunächst, bei wem der Ersti am besten 

unterkommen kann. Dann wird der Kon-
takt vermittelt. Für über 50 Erstsemester 
haben wir so eine kostenlose, temporäre 
Bleibe gefunden.“ In der Folge berichtete 
die Mannheimer Lokalpresse über den 
Ersti-Notruf.
Auch im Wintersemester planen Studie-
rende bundesweit Aktionen gegen Woh-
nungsnot. Sonst heißt es bald: „Willkom-
men in 'Ulito'. Mit der neuen Ikea Student 
Card bekommst du jeden Tag einen ko-
stenlosen Hot Dog.“  

Nach Regalen und Fertighäusern plant Ikea jetzt Studentenwohnheime. Weil das nicht reicht, 
organisieren Studierende Proteste für bezahlbaren Wohnraum. Von Ramona Seeger

 Wohnst du noch 
 oder studierst du schon? 

Ein AStA vermittelt  
kostenlose Schlafplätze

25.000 zusätzliche Wohn-
heimplätze werden benötigt

Studierende campen in der 
Universität
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500 Leute beim WG-Casting, 500€ 
für ein 9m2 - Zimmer? Schreib über 
deine Erfahrungen mit Wohnungsnot. 
 www.critica-online.de



6      Arbeiten

Wir sind jung und brauchen das Geld
Von wegen Elite. Die meisten Studierenden sind darauf angewiesen, sich ihren Lebensunterhalt mit 
einem Nebenjob zu verdienen. Meistens zu miesen Arbeitsbedingungen und Löhnen.

Um mein Studium zu finanzieren, arbeite 
ich in den Semesterferien stets Vollzeit 
acht Wochen im Jahr als Leiharbeiterin 
im Drei-Schicht-Betrieb am Fließband in 
der Fabrik. Meine Acht-Stunden-Schicht 
fängt entweder um halb 6, halb 2 oder 
halb 10 an. Ich muss dort jede Arbeit in 
der Produktion und Montage überneh-
men, die mein Chef verlangt. 
Mein letzter Arbeitsunfall ist erst eine 
Woche her. Da hab ich mir mit dem Skal-
pell in die Hand geschnitten. Das ist aber 

Als Maskottchen und als DJ ist es stets mei-
ne Aufgabe, gute Stimmung zu verbreiten. 
Da wird man aber auch schon mal ange-
feindet. Besonders als DJ habe ich das er-
lebt, weil sich über Musik und Geschmack 
großartig streiten lässt – bloß immer ohne 
Ergebnis. Das kann nervenaufreibend 
sein, aber die positiven Aspekte beider 
Berufe überwiegen. Menschenmassen zu 
begeistern, ist ein großartiges Gefühl. Ar-
beit im Kulturbetrieb wie zum Beispiel als 
DJ aber nur übernehmen, wenn man eine 

Seit Studienbeginn hatte ich schon sie-
ben verschiedene Jobs. Der Schlimmste 
war in einer Head-Hunter-Agentur. Die 
Arbeit war schrecklich und die Chefin 
hat es noch schlimmer gemacht als es eh 
schon war. Ich musste permanent bei Fir-
men anrufen und diese belügen, um be-
stimmte Personen ans Telefon zu kriegen. 
Dann musste ich diesen Personen ein Jo-
bangebot machen, um sie abzuwerben. 
Nach zwei Monaten weigerte ich mich, 
weiter bei Krankenhäusern anzurufen, 
um Ärzte abzuwerben.  Ich konnte das 

Bei vielen, die nie studiert haben 
oder deren Studienzeit schon lange 
vorbei ist, besteht es immer noch: 

das romantische Bild, dass das Leben von 
Studierenden vor allem von Müßiggang 
und viel freier Zeit geprägt wäre. Zeit, um 
seinen Hobbys nachzugehen, zu lieben und 
über die grundlegenden Fragen des Lebens 
nachzudenken. Mit der Wirklichkeit hat 
das für die meisten Studierenden nichts 
zu tun. Stattdessen müssen sie einen Job 
im Niedriglohnsektor annehmen, um sich 
über Wasser zu halten.  Meist bedeutet dies 
schlechte Arbeitsbedingungen bei mieser 
Bezahlung. Im Extremfall verdient man 
zum Beispiel in Jena als BarkeeperIn gera-
de mal 4,50 Euro pro Stunde.  
Der Ausweg, sich einen Job ohne solche 
Probleme zu suchen, ist unrealistisch. 
Selbst die oft heiß begehrten HiWi-Stellen 
sind meist prekär. Die Stellen sind befri-
stet und ein Tarifvertrag für studentische 
Beschäftigte existiert ebenso wie eine per-
sonalrechtliche Vertretung fast nirgends. 
Die HiWi-Stellen winken jedoch mit dem 
Versprechen, den Weg zur wissenschaftli-
chen Karriere zu ebnen – ein Versprechen, 
das meist unerfüllt bleibt. Doch es genügt, 
um die Konkurrenz um die HiWi-Stellen 
groß zu halten. Das führt im krassesten 
Fall dazu, dass ein HiWi an der Hochschule 
Weihenstephan gerade mal 3,75 Euro die 
Stunde verdient.  
Derart prekäre Stellen müssen boykottiert 
werden. Wegen einer Mischung aus falsch-
em Stolz und Ehrgeiz glauben allerdings 
immer noch viele Studierende, das sie sich 
„einfach durchbeißen“ müssten. Alles an-
dere wird als individuelles Scheitern emp-
funden. Das eigentliche Scheitern besteht 
jedoch darin, sich für 3,75 widerstandslos 
ausbeuten zu lassen. 
Doch gegen die alltäglichen prekären Be-
schäftigungsverhältnisse ist ein Boykott 
nutzlos. Hier müssen stärkere gesetzliche 
Regulierungen Abhilfe schaffen. Aber ge-
setzliche Regelungen alleine reichen nicht. 
Das Machtgefälle zwischen Chef und Be-
schäftigten führt nicht selten dazu, dass 
die bestehenden gesetzlichen Regeln um-
gangen werden. Dies kann nur verhindert 
werden, indem sich die Beschäftigten zu-
sammenschließen und gemeinsam für ihre 
Interessen und die Einhaltung gesetzlicher 
Standards eintreten. 
Sich zu organisieren ist für Studierende, 
wie für ArbeitnehmerInnen, die einzige 
Chance, eine Gegenmacht gegenüber ihren 
Chefs aufzubauen. Wie dabei vorzugehen 
ist, kann aus bestehenden und vergange-
nen Formen gewerkschaftlicher Auseinan-
dersetzungen gelernt werden. Alle bestim-
men über die Erfolgsaussichten mit. Daher: 
Rein in die Gewerkschaft!  

bei uns kaum der Rede wert. Durch den 
Zeitdruck passieren viele Unfälle. Ein-
mal hab ich mir mit Heißluft die Hand 
verbrannt. Die Wunde war dann zwei 
Wochen offen. Zum Glück war es nicht 
die Hand, mit der ich dann am nächsten 
Tag die Klausur schreiben musste. Nicht 
einmal die geringsten Arbeitsschutz-
Standards werden bei uns eingehalten. 
Zudem werde ich von meinem Chef se-
xuell belästigt. Da es keinen Betriebsrat 
oder Gewerkschaften gibt, kann niemand 
etwas dagegen unternehmen. Es gibt dort 
die krasseste geschlechtliche Arbeitstei-
lung, die ich jemals erlebt habe. Die ein-
fachen, schlecht bezahlten Arbeiten wer-
den komplett von Frauen übernommen. 
Leitende Angestellte, Lageristen und Ma-
schinisten sind alle Männer. Ich verdiene 
7,60 Euro die Stunde.  

sehr große Begeisterung für die Arbeit mit 
sich bringt. Die ersten Jahre muss man 
sich erstmal Fähigkeiten aneignen. Bis 
man auf Amateur-Niveau anfangen kann, 
dauert es dann zwei bis drei Jahre. Mit 
musikalischen Vorkenntnissen kann das 
auch schneller gehen. Bis man dann für 
kleines Geld regelmäßig Auftritte spielen 
kann, dauert es auch noch mal ein Jahr.
Mittlerweile kann ich es mir leisten für 
mindestens 150 Euro pro Nacht aufzu-
legen.  Der Großteil der Arbeit passiert 
aber fernab des DJ-Pults – Vorbereitung, 
Werbung, Organisation und Kontaktpflege 
haben bei mir immer den größten Teil der 
Arbeit ausgemacht.  

moralisch nicht mehr mit mir vereinba-
ren. Das gab erstmal viel Stress mit der 
Chefin. Mir kam sie etwas verrückt vor. 
Wenn ich einen Fehler gemacht habe, 
fragte sie mich immer, ob ich mich nicht 
schämen würde. Zudem drohte sie mir, 
mich wegen des entstandenen Schadens 
zu verklagen, wenn ich das Arbeitspen-
sum nicht bewältigten würde. Sie be-
hauptete, dass mich das dann 3.000 Euro 
kosten würde. Geld, das ich natürlich 
nicht hatte. Ich blieb acht Monate dort. 
Denn ich hatte Angst zu kündigen, aber 
ich brauchte auch das Geld. Die zehn 
Euro pro Stunde, die ich dort verdiente, 
rechtfertigen aber nicht den Stress. Im 
Vergleich dazu ist meine heutige Arbeit 
im Gleichstellungsbüro ein Traum. Trotz-
dem muss ich noch in zwei weiteren Jobs 
arbeiten. Insgesamt arbeite ich 20 Stun-
den pro Woche. Da fällt das Studieren 
schwer.  

Jenny Maurer (21) studiert 
Politikwissenschaft und 
arbeitet in den Semester-
ferien in Bayern in einer 
Fabrik von Procter&Gamble.

Tommy Bader (31) studiert 
Ethnologie in Heidelberg. 
Früher arbeitete er als 
Maskottchen, heute ist er DJ.

Nastasia Loucaridou (22) stu-
diert Soziologie und arbeite-
te früher in einer Head-Hun-
ter-Agentur. Mittlerweile ist 
sie HiWi im Gleichstellungs-
büro der Uni Heidelberg.

Schreib einen Artikel über deine 
Studijobs und schicke ihn an  
info@critica-online.de

von Alexander Hummel
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Es gibt keinen Grund, einem Betrieb deine Ar-
beitskraft zu schenken, auch nicht, wenn du als 
„Gegenleistung“ Einblicke und Erfahrung an-
geboten bekommst. Viele Unternehmen sehen 
in Praktikanten billige Arbeitskräfte, die sie 
schlecht oder gar nicht bezahlen. 
Es ist immer sinnvoll, auf einen Arbeitsvertrag 
zu bestehen. Um Missverständnissen 
vorzubeugen, kläre im Vorfeld deinen 
Arbeitsbereich ab und handle eine 
Vergütung aus. Üb- r i g e n s : 
In der Studienord-
nung vorgeschrie-
bene Praktika sind sozial-
versicherungsfrei und haben die 
steuerrechtlichen R e g e l u n g e n 
eines Nebenjobs, 
egal wie hoch dei-
ne Praktikums-Zu-
wendungen sind.

Ich absolviere während des Studiums 
ein Praktikum und bekomme kein 
Gehalt. Was kann ich tun?

Ja! Zum Beispiel Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall oder Anspruch auf Ur-

laub. Trotzdem solltest du bei der Unterzeichnung deines Arbeits- 
vertrags aufpassen. Denn wichtige Punkte wie Lohnhöhe und Arbeitszeiten 

können, wenn es keinen Tarifvertrag gibt, frei verhandelt werden. Falls es zu einem 
Streit zwischen deinem Arbeitgeber und dir wegen des Lohns kommen sollte, ist es 
wichtig, dass du deinen Arbeitsvertrag schriftlich hast. Gesetzlich steht dir dieser 
zu, wenn du länger als einen Monat beschäftigt bist.

Habe ich  als  Student 
Arbeitnehmerrechte?

Wie lange darf ich befristet 
beschäftigt werden?

Deine ArbeitgeberIn ist nach zwei Jahren 
oder nach dreimaliger Verlängerung dazu 
verpflichtet, dich unbefristet einzustellen. 
Eine Ausnahme besteht, wenn deinE Che-
fIn ExistenzgründerIn ist. Dann darf er/
sie in den ersten vier Jahren ihrer Selbst-
ständigkeit deinen Arbeitsvertrag so oft 
verändern, wie er/sie möchte – ohne dass 
du automatisch zu einem/r Festangestell-
ten wirst.

Mein Chef behält immer das 
Trinkgeld für sich. Darf er das?

Nein. Da das Trinkgeld nicht Teil des 
Lohns ist, darf kein Arbeitgeber darü-
ber frei verfügen. Am gerechtesten ist 

es, wenn ihr den gesamten Betrag 
untereinander aufteilt. Beim 

Trinkgeld handelt es sich 
in der Regel um eine Schen-
kung, die seit 2002 von der 

Einkommenssteuer befreit ist.

Wann muss ich  
Steuern zahlen?

Wenn du monatlich mehr als 
400 Euro bekommst, bist du 
steuerpflichtig und brauchst 
eine Lohnsteuerkarte. Für Stu-
dierende, die weniger als 800 
Euro im Monat verdienen, 
gibt es eine Sonderrege-
lung: Sie müssen ledig-
lich in die Rentenversi-
cherung einzahlen.

Wo bekomme ich Hilfe?

Wenn du wissen möchtest, ob dein Lohn 
angemessen ist, deine Arbeitszeiten ge-
gen gesetzliche Vorschriften verstoßen 
oder andere Fragen zum Thema Jobben 
im Studium hast, hilft dir deine zustän-
dige Gewerkschaft oder dein Perso-

nalrat weiter. Ein Beratungsportal 
im Internet findest du unter:  

www.studentsatwork.org

Infos & Tipps zum Studi-Job
Wann muss ich eigentlich Steuern zahlen? Wie kann ich für mein Praktikum auch Geld 
bekommen? critica beantwortet die wichtigsten Fragen zum Arbeitsrecht.

??

?
??

?
?

?
?

?
?

?? ?

Studierende, die höchstens 20 Stunden in der Woche arbeiten, 
sind von Beitragszahlungen in die Sozialversicherung befreit. 
Während und kurz nach dem Studium besteht allerdings auch 
kein Anspruch auf Arbeitslosengeld. Achtung: Studierende 
eines dualen Studiengangs müssen die normalen Beiträge in 
die Sozialversicherung zahlen, für sie gibt es keine Studi-Ver-
günstigungen.

Und wie ist das mit der  
Sozialversicherung?

?

Ob als Maskottchen, 
Kellner oder im Call-
center: Die Arbeits-
rechte für Studieren-
de sind meist gleich.
Foto: Loose Canons

?

?

?
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Aus vielen Städten werden günstige Busse zum Kongress fahren.  
Tickets und Anmeldung zum Kongress: www.kapitalismusvsdemokratie.de

Staat & Demokratie Bewegung Ökonomie Bildung Antifaschismus Organisation

Raum 1 Raum 2 Raum 3 Raum 4 Raum 5 Raum 6 Raum 7 Raum 8 Raum 9 Raum 10 Raum 11
Freitag
14:00-15:30 Der Islam - Neues Feindbild nach dem 

Kommunismus?
mit: Werner Ruf

Die Eigentumsfrage stellen! Alternati-
ven zum Privateigentum?
mit: tba

Intensivkurs: 
Warum es im Kapitalismus immer 
wieder zu Krisen kommen muss
Keynesianismus vs. Marxismus
mit:
SDS Heidelberg

Arbeiterklasse oder Multitude?
Wer macht die Revolution?
mit: Julia Meier und tba

Foucaults Konzept von Bildung als 
Widerstand
mit: Olaf Sanders

Staatliche Repression in der Türkei
mit: Serdar Agit Baztemur

16:00-17:30 Marx-Lecture
Marx und Ökonomie
mit: Michael Heinrich

Der Kampf um Demokratie in Syrien
mit: Rim Farha und Wolfgang Gehrcke

Der Aufstieg der Nazis und die Funktion 
des Faschismus
mit: Sascha Collet

Venezuela: Demokratie oder Diktatur?
mit: Malte Danilijuk 

Die Auswirkungen des Sozialabbaus 
auf Frauen
mit: Anna Thiemann

Politische Arbeit an Schulen und 
Campaigning bei Jugendlichen
mit: Bonner Jugendbewegung

Abendpause
19:00-21:00 Kapitalismus vs. Demokratie

mit: Katja Kipping, Nicole Gohlke 
und Alexis Tsipras (angefragt)
organisiert von der Fraktion DIE LINKE 
im Bundestag

Samstag
9:30-11:00 Communismus als Demokratisierungs-

bewegung
mit: Raul Zelik

Leben wir im Finanzmarktkapitalismus?
mit: Günter Sandleben und Lucas Zeise

Occupy, Blockupy und Plaza del Sol: 
Wie weiter für die antikapitalistische 
Bewegung?
mit: Mireia Rosello (Indignados-
Bewegung), Noah Zeise (SDS Frankfurt) 
und VertreterIn von der Interventionis-
tischen Linken

Marx-Lecture
Marx und Philosophie
mit: tba

Können postmoderne Theorien die Ge-
sellschaft erklären? Eine marxistische 
Perspektive
mit: Alex Callinicos

Ist China ein kapitalistischer Staat?
mit: Sarah Nagel und Alexander 
Schröder

80% meiner Profs sind Männer - warum 
eigentlich?
mit: Vertreterin vom BdWi

Die Uni erobern! Aber wie?
mit: Eric Marquardt (fzs), Patrick 
Luzina (Grüne Hochschulgruppen), 
Christoph Mechler (Piratenpartei NRW), 
Vertreterin des SDS

Feministisch organisieren - aber wie?
mit: tba

11:30-13:00 Was für einen Feminismus brauchen 
wir?
mit: Nina Power

Endlich Elite? Das Zwei-Klassen-
Bildungssystem
mit: Michael Hartmann

Melenchon, SYRIZA und Co - Die 
Hoffnungsträger für die europäische 
Linke?
mit: Maelle Dubois (Frankreich), Haris 
Triandafilidou (Griechenland) und 
Judith Benda 

Alles retten oder was? Verlierer und 
Gewinner von Fiskalpakt und ESM
mit: Michael Schlecht und Alexander 
Trennheuser

Das Staatsverständnis bei Poulantzas
mit: tba

Postfaschismus in Ungarn
mit: Gaspar Miklos Tamas (Ungarn)

Utopie, Anarchismus und Science Fiction
mit: Peter Seyferth

Nachhaltiges Wirtschaften - wie 
kann eine Postwachstumsökonomie 
aussehen?
mit: Alexander Hummel

Klassenkampf im Stadion - Ultras und 
soziale Bewegungen
mit: Daniel Anton

Kasachstan vs. Demokratie. Ein Land 
vor dem Aufstand?
mit: Andrej Hunko und Ainur Kumanov 
(Kasachstan)

Mittagspause
14:00-15:30 Für eine demokratische Gesellschaft! 

Aber wie kommen wir da hin?
mit: Gregor Gysi (DIE LINKE), Joachim 
Paul (Piraten) und tba

Die Demokratiekrise Europas. Ist die 
Linke gegen die EU?
mit: tba

Die neue Rechte in Europa. Wie groß ist 
die Gefahr von rechts?
mit: Haris Triandafilidou (Griechen-
land), Tamas (Ungarn) und Valention 
Pele (Frankreich)

Wem gehört die Stadt? Zum neolibera-
len Umbau der Stadt
mit: tba

Occupy #occupy? Parteien in Bewegung
mit: Katharina Schwabedissen, Flo 
Becker und VertreterIn von der Interven-
tionistischen Linken

Die Bertelsmannstiftung. Strippenzieher 
im Hintergrund
mit: Janis Ehling

Recht auf Protest! Ist Antikapitalismus 
illegal?
mit: Axel Malsch und Alfie Meadows 
(Right to Protest) 

Links = Rechts? Die Totalitarismus-
theorie
mit: Fritz Burschel

Beschäftigte aller Unis vereinigt euch! 
Gewerkschaftliche Organisation an der 
Hochschule
mit: Andreas Keller (GEW)

Das Staatsverständnis von Lenin und 
die Pariser Commune
mit: David Schlindwein und Martin 
Haller

16:00-17:30 Euroland ist abgebrannt. Über die 
Ursprünge und Folgen der Eurokrise
mit: Lucas Zeise

Von Bitches, Quings und Mackertum: 
Frauenbilder im Hip Hop
mit: Sookee und Maxim (KIZ)

Von den bürgerlichen Revolutionen 
in die Postdemokratie? Eine kurze 
Geschichte der Demokratie
mit: tba

Die ägyptische Revolution - wo steht sie 
und wie geht es weiter?
mit: Gigi Ibrahim und Christine 
Buchholz

Kapitalistisches Wachstum und 
Naturzerstörung
mit: Athanasios Karathanassis

Die Hochschule im Kapitalismus
mit: Nicole Gohlke

Demokratie als Mogelpackung - 
Deutschlands sanfter Weg in den 
Bonapartismus
mit: Thomas Wagner

Kein bisschen Frieden - Zur Militarisie-
rung der Uni
mit: Anne Geschonneck

Politische Streiks im Europa der Krise
mit: Florian Wilde

Auf dem rechten Auge blin. Verfassungs-
schutz abschaffen?
mit: tba

Abendpause
19:00-21:00 Abendpodium:

Generation Krise? Generation 
Widerstand!
mit: AktivistInnen aus Québec, Portugal, 
Spanien, Griechenland, England, 
Deutschland...

Sonntag
10:00-11:30 Revolution, Reform, Transformation? 

Die Aktualität einer alten Debatte
mit: Alex Demirovic, Christina Kaindl 
(angefragt) und Luigi Wolf 

Wie die Demokratie durch Sozialbbau 
und Armut gefährdet wird
mit: Christoph Butterwegge

Quebec, England, Deutschland - der 
internationale Kampf gegen Studien-
gebühren
mit: Mark Bergfeld (England), 
Ludvic Moquin Beaudry (Quebec) und 
Vertreterin vom SDS 

Festung Europa - Frontex und die 
Asylfrage
mit: Ulla Jelpke

Afghanistan, Iran und Syrien - Wo bleibt 
die Antkriegsbewegung?
mit: Claudia Haydt

Die Rolle der Gewerkschaften in der 
Krise - Können sie Teil der neuen 
Bewegungen sein?
mit: Sabine Zimmermann (DGB), 
Sybille Stamm (ver.di) und Miguel 
Alcantara (SAT)

Die USA nach den Wahlen
mit: Loren Balhorn

Frauen in der Naziszene
mit: tba

12:00-13:30 (Wie) Kann die LINKE die Gesellschaft 
verändern?
mit: Bernd Riexinger, Christina Kaindl 
(angefragt) und Christoph Kleine 
(Interventionistische Linke)

Frauen in den arabischen Revolutionen
mit: Gigi Ibrahim und Mona Dohle

Marx Lecture
Marx und Demokratie
mit: Oliver Nachtwey

Globalisierung ist nicht geschlechts-
neutral! Die weiblichen Verlierer der 
Globalisierung
mit: Christa Wichterich

Öffentliche Räume: Polizei, Recht und 
Postdemokratie
mit: Bernd Belina

Revolution ist machbar Herr Nachbar - 
Studierendenbewegungen 68 und heute
mit: Volkhard Mosler und Oskar Stolz

Demokratischer Sozialismus und 
Grundgesetz? Kein Problem!
mit: Janis Ehling

Naziaufmärsche stoppen! Die Erfahrung 
aus Dresden
mit: SDS Dresden

Mittagspause
14:30-16:00 Wie können die 99% gewinnen?

mit: tba
Das Geschäft mit dem Hunger - Über die 
Spekulation mit Nahrungsmitteln
mit: Niema Movassat

Hegemonie gepanzert mit Zwang. 
Politik und Zivilgesellschaft im 
Staatsverständnis von Gramsci
mit: Benjamin Opratko

Antimuslimischer Rassismus und die 
Kopftuchdebatte
mit: Sascha Stanicic

Wahlkampf, wie geht das? Kann die 
LINKE von Melenchon lernen?
mit: Valention Pele (Parti de Gauche) 
und VertreterIn von der LINKEN

Die Bachelor Blamage - 13 Jahre 
Bolognareform
mit: tba

Studierende organisieren - aber wie? 
Ein Diskussionsbeitrag 
mit: Simon Zeise

Rechtsextremismus an der Uni - Bur-
schenschaften und Verbindungen
mit: tba

Die Welt steckt in der Krise. Millionen Menschen verlieren ihre Jobs, gleichzeitig wer- 
den soziale Sicherungssysteme immer weiter ausgehöhlt, die verbliebenen Arbeits-
stellen sind von Unsicherheit und hohem Druck geprägt. In allen Ländern der Erde 
gehen deswegen Menschen auf die Straße und beharren auf ihre demokratischen 
Rechte. Doch gerade diese sind in Gefahr. Von allen Seiten wird Druck auf die Re-
gierungen in den verschuldeten Ländern aufgebaut. Die Rechte der Menschen sollen 
abgebaut und so die Wirtschaft für den Weltmarkt optimiert werden. Die Interessen 
der Bevölkerung fallen dabei hinten runter.

Diese Entwicklung ist kein Unfall oder die Schuld von wenigen „unmoralischen“ 
Spekulanten. Sie ist Teil des Kapitalismus, der in seiner Krisenhaftigkeit immer wie-
der Spekulationsblasen aufpumpt, die dann zum Leiden aller platzen. Der Schaden 
dieser Blasen wird auf die Bevölkerung abgewälzt, während die Gewinne in privater 

Gewinne privatisieren, Verluste vergesellschaften

Die Welt ist im Umbruch. Zeit, darüber zu sprechen!

Tickets ab 10 Euro



 Samstag Abend: Hiphop-Konzert mit Lea-Won / Main Moe / Sookee / Tapete & Crying Wölf

Raum 1 Raum 2 Raum 3 Raum 4 Raum 5 Raum 6 Raum 7 Raum 8 Raum 9 Raum 10 Raum 11
Freitag
14:00-15:30 Der Islam - Neues Feindbild nach dem 

Kommunismus?
mit: Werner Ruf

Die Eigentumsfrage stellen! Alternati-
ven zum Privateigentum?
mit: tba

Intensivkurs: 
Warum es im Kapitalismus immer 
wieder zu Krisen kommen muss
Keynesianismus vs. Marxismus
mit: Resgar Beraderi und 
SDS Heidelberg

Arbeiterklasse oder Multitude?
Wer macht die Revolution?
mit: Julia Meier und tba

Foucaults Konzept von Bildung als 
Widerstand
mit: Olaf Sanders

Staatliche Repression in der Türkei
mit: Serdar Agit Baztemur

16:00-17:30 Marx-Lecture
Marx und Ökonomie
mit: Michael Heinrich

Der Kampf um Demokratie in Syrien
mit: Rim Farha und Wolfgang Gehrcke

Der Aufstieg der Nazis und die Funktion 
des Faschismus
mit: Sascha Collet

Venezuela: Demokratie oder Diktatur?
mit: Malte Danilijuk 

Die Auswirkungen des Sozialabbaus 
auf Frauen
mit: Anna Thiemann

Politische Arbeit an Schulen und 
Campaigning bei Jugendlichen
mit: Bonner Jugendbewegung

Abendpause
19:00-21:00 Kapitalismus vs. Demokratie

mit: Katja Kipping, Nicole Gohlke 
und Alexis Tsipras (angefragt)
organisiert von der Fraktion DIE LINKE 
im Bundestag

Samstag
9:30-11:00 Communismus als Demokratisierungs-

bewegung
mit: Raul Zelik

Leben wir im Finanzmarktkapitalismus?
mit: Günter Sandleben und Lucas Zeise

Occupy, Blockupy und Plaza del Sol: 
Wie weiter für die antikapitalistische 
Bewegung?
mit: Mireia Rosello (Indignados-
Bewegung), Noah Zeise (SDS Frankfurt) 
und VertreterIn von der Interventionis-
tischen Linken

Marx-Lecture
Marx und Philosophie
mit: tba

Können postmoderne Theorien die Ge-
sellschaft erklären? Eine marxistische 
Perspektive
mit: Alex Callinicos

Ist China ein kapitalistischer Staat?
mit: Sarah Nagel und Alexander 
Schröder

80% meiner Profs sind Männer - warum 
eigentlich?
mit: Vertreterin vom BdWi

Die Uni erobern! Aber wie?
mit: Eric Marquardt (fzs), Patrick 
Luzina (Grüne Hochschulgruppen), 
Christoph Mechler (Piratenpartei NRW), 
Vertreterin des SDS

Feministisch organisieren - aber wie?
mit: tba

11:30-13:00 Was für einen Feminismus brauchen 
wir?
mit: Nina Power

Endlich Elite? Das Zwei-Klassen-
Bildungssystem
mit: Michael Hartmann

Melenchon, SYRIZA und Co - Die 
Hoffnungsträger für die europäische 
Linke?
mit: Maelle Dubois (Frankreich), Haris 
Triandafilidou (Griechenland) und 
Judith Benda 

Alles retten oder was? Verlierer und 
Gewinner von Fiskalpakt und ESM
mit: Michael Schlecht und Alexander 
Trennheuser

Das Staatsverständnis bei Poulantzas
mit: tba

Postfaschismus in Ungarn
mit: Gaspar Miklos Tamas (Ungarn)

Utopie, Anarchismus und Science Fiction
mit: Peter Seyferth

Nachhaltiges Wirtschaften - wie 
kann eine Postwachstumsökonomie 
aussehen?
mit: Alexander Hummel

Klassenkampf im Stadion - Ultras und 
soziale Bewegungen
mit: Daniel Anton

Kasachstan vs. Demokratie. Ein Land 
vor dem Aufstand?
mit: Andrej Hunko und Ainur Kumanov 
(Kasachstan)

Mittagspause
14:00-15:30 Für eine demokratische Gesellschaft! 

Aber wie kommen wir da hin?
mit: Gregor Gysi (DIE LINKE), Joachim 
Paul (Piraten) und tba

Die Demokratiekrise Europas. Ist die 
Linke gegen die EU?
mit: tba

Die neue Rechte in Europa. Wie groß ist 
die Gefahr von rechts?
mit: Haris Triandafilidou (Griechen-
land), Tamas (Ungarn) und Valention 
Pele (Frankreich)

Wem gehört die Stadt? Zum neolibera-
len Umbau der Stadt
mit: tba

Occupy #occupy? Parteien in Bewegung
mit: Katharina Schwabedissen, Flo 
Becker und VertreterIn von der Interven-
tionistischen Linken

Die Bertelsmannstiftung. Strippenzieher 
im Hintergrund
mit: Janis Ehling

Recht auf Protest! Ist Antikapitalismus 
illegal?
mit: Axel Malsch und Alfie Meadows 
(Right to Protest) 

Links = Rechts? Die Totalitarismus-
theorie
mit: Fritz Burschel

Beschäftigte aller Unis vereinigt euch! 
Gewerkschaftliche Organisation an der 
Hochschule
mit: Andreas Keller (GEW)

Das Staatsverständnis von Lenin und 
die Pariser Commune
mit: David Schlindwein und Martin 
Haller

16:00-17:30 Euroland ist abgebrannt. Über die 
Ursprünge und Folgen der Eurokrise
mit: Lucas Zeise

Von Bitches, Quings und Mackertum: 
Frauenbilder im Hip Hop
mit: Sookee und Maxim (KIZ)

Von den bürgerlichen Revolutionen 
in die Postdemokratie? Eine kurze 
Geschichte der Demokratie
mit: tba

Die ägyptische Revolution - wo steht sie 
und wie geht es weiter?
mit: Gigi Ibrahim und Christine 
Buchholz

Kapitalistisches Wachstum und 
Naturzerstörung
mit: Athanasios Karathanassis

Die Hochschule im Kapitalismus
mit: Nicole Gohlke

Demokratie als Mogelpackung - 
Deutschlands sanfter Weg in den 
Bonapartismus
mit: Thomas Wagner

Kein bisschen Frieden - Zur Militarisie-
rung der Uni
mit: Anne Geschonneck

Politische Streiks im Europa der Krise
mit: Florian Wilde

Auf dem rechten Auge blin. Verfassungs-
schutz abschaffen?
mit: tba

Abendpause
19:00-21:00 Abendpodium:

Generation Krise? Generation 
Widerstand!
mit: AktivistInnen aus Québec, Portugal, 
Spanien, Griechenland, England, 
Deutschland...

Sonntag
10:00-11:30 Revolution, Reform, Transformation? 

Die Aktualität einer alten Debatte
mit: Alex Demirovic, Christina Kaindl 
(angefragt) und Luigi Wolf 

Wie die Demokratie durch Sozialbbau 
und Armut gefährdet wird
mit: Christoph Butterwegge

Quebec, England, Deutschland - der 
internationale Kampf gegen Studien-
gebühren
mit: Mark Bergfeld (England), 
Ludvic Moquin Beaudry (Quebec) und 
Vertreterin vom SDS 

Festung Europa - Frontex und die 
Asylfrage
mit: Ulla Jelpke

Afghanistan, Iran und Syrien - Wo bleibt 
die Antkriegsbewegung?
mit: Claudia Haydt

Die Rolle der Gewerkschaften in der 
Krise - Können sie Teil der neuen 
Bewegungen sein?
mit: Sabine Zimmermann (DGB), 
Sybille Stamm (ver.di) und Miguel 
Alcantara (SAT)

Die USA nach den Wahlen
mit: Loren Balhorn

Frauen in der Naziszene
mit: tba

12:00-13:30 (Wie) Kann die LINKE die Gesellschaft 
verändern?
mit: Bernd Riexinger, Christina Kaindl 
(angefragt) und Christoph Kleine 
(Interventionistische Linke)

Frauen in den arabischen Revolutionen
mit: Gigi Ibrahim und Mona Dohle

Marx Lecture
Marx und Demokratie
mit: Oliver Nachtwey

Globalisierung ist nicht geschlechts-
neutral! Die weiblichen Verlierer der 
Globalisierung
mit: Christa Wichterich

Öffentliche Räume: Polizei, Recht und 
Postdemokratie
mit: Bernd Belina

Revolution ist machbar Herr Nachbar - 
Studierendenbewegungen 68 und heute
mit: Volkhard Mosler und Oskar Stolz

Demokratischer Sozialismus und 
Grundgesetz? Kein Problem!
mit: Janis Ehling

Naziaufmärsche stoppen! Die Erfahrung 
aus Dresden
mit: SDS Dresden

Mittagspause
14:30-16:00 Wie können die 99% gewinnen?

mit: tba
Das Geschäft mit dem Hunger - Über die 
Spekulation mit Nahrungsmitteln
mit: Niema Movassat

Hegemonie gepanzert mit Zwang. 
Politik und Zivilgesellschaft im 
Staatsverständnis von Gramsci
mit: Benjamin Opratko

Antimuslimischer Rassismus und die 
Kopftuchdebatte
mit: Sascha Stanicic

Wahlkampf, wie geht das? Kann die 
LINKE von Melenchon lernen?
mit: Valention Pele (Parti de Gauche) 
und VertreterIn von der LINKEN

Die Bachelor Blamage - 13 Jahre 
Bolognareform
mit: tba

Studierende organisieren - aber wie? 
Ein Diskussionsbeitrag 
mit: Simon Zeise

Rechtsextremismus an der Uni - Bur-
schenschaften und Verbindungen
mit: tba

Miguel Sanz Alcantara Gewerkschaftskoordinator der SAT in 
Sevilla und Aktivist aus der spanischen Indignados Bewegung 
Florian Becker von der Gruppe Soziale Kämpfe (GSK) 
Bernd Belina Juniorprofessor für Geographie. Autor „Raum, 
Überwachung, Kontrolle. Vom staatlichen Zugriff auf städtische 
Bevölkerung“
Christine Buchholz Friedenspolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE im Bundestag 
Fritz Burschel Referent für Neonazismus und Strukturen/ 
Ideologien der Ungleichwertigkeit der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
Christoph Butterwegge Professor für Politikwissenschaft, 
Armutsforscher an der Uni Köln 
Alex Callinicos Professor am King‘s College London, Autor „Die 
Revolutionären Ideen von Karl Marx“ 
Malte Danilijuk Journalist und Autor bei amerika21.de 
Alex Demirovic Prof. für Politikwissenschaft an der TU Berlin, 
Autor „Demokratie und Herrschaft. Aspekte kritischer Gesellschafts-
theorie.“ 
Mona Dohle Aktivistin und Journalistin in Ägypten 
Maelle Dubois Sprecherin der Jugend der französischen Links-
partei Parti de Gauche
Rim Farha Vorstandsmitglied im Exil des Nationalen Koordinie-
rungskomitees für den demokratischen Wandel in Syrien 
Andreas Fishan Professor für Rechtswissenschaften an der Uni 
Bielefeld, klagt derzeit vor dem Bundesverfassungsgericht gegen den 
Fiskalpakt 
Wolfgang Gehrcke Außenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE 
LINKE im Bundestag 
Nicole Gohlke Hochschulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE im Bundestag 
Gregor Gysi Fraktionsvorsitzender der LINKEN im Bundestag
Michael Hartmann Elitenforscher und Professor an der TU 
Darmstadt 
Michael Heinrich Politikwissenschaftler und Autor von „Wie das 
Marxsche Kapital lesen?“ 
Claudia Haydt Soziologin, Religionswissenschaftlerin und 
Mitglied im Vorstand der Informationsstelle Militarisierung 
Andrej Hunko Bundestagsabgeordneter der LINKEN und Mitglied 
der parlamentarischen Versammlung des Europarates 
Gigi Ibrahim Journalistin und Bloggerin aus Kairo
Ulla Jelpke Bundestagsabgeordnete der LINKEN und Mitglied im 
Innenausschuss 
Andreas Keller Mitglied im Hauptvorstand der GEW (Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft) und dort zuständig für Hochschule 
& Forschung 
Katja Kipping Vorsitzende der Partei DIE LINKE
Brigitte Kratzwald Sozialwissenschaftlerin und Co-Autorin von 
„Solidarische Ökonomie & Commons“ 
Maxim Rapper der Gruppe KIZ 
Alfie Meadows Aktivist in der Right to Protest Kampagne aus 
London
Ludvic Moquin-Beaudry Sprecher der Studentengewerkschaft 
CLASSE in Québec
Volkhard Mosler Mitglied im Vorstand des 68er SDS in Frankfurt 
Niema Movassat Bundestagsabgeordneter der LINKEN und 
Mitglied im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Oliver Nachtwey Journalist und Autor u.a. Taz, Freitag, FAZ und 
Blätter für deutsche und internationale Politik
Benjamin Oprakto Autor „Hegemonie: Politische Theorie nach 
Antonio Gramsci“
Valention Pele Politischer Aktivist aus Frankreich 
Viktor Perli Abgeordneter im niedersächsischen Landtag für DIE 
LINKE und Fraktionssprecher für Jugend-, Kultur-, Wissenschafts- und 
Forschungspolitik 
Nina Power Autorin „Die eindimensionale Frau“
Bernd Riexinger Vorsitzender der Partei DIE LINKE 
Werner Ruf Friedenforscher, Autor „Der Islam - Schrecken des 
Abendlands“ 
Olaf Sanders Professor an der Uni Köln am Institut für Bildungs-
philosophie, Anthropologie und Pädagogik der Lebensspanne 
Günter Sandleben Ökonom und Autor von „Finanzmarktkrise – 
Mythos und Wirklichkeit. Wie die ganz reale Wirtschaft die Krise kriegt“
Sybille Stamm Landessprecherin der LINKEN Baden-Württemberg 
und ehemalige Vorsitzende von ver.di Baden-Württemberg 
Gáspár Miklós Tamás Politischer Philosoph, Journalist und 
Vorsitzender der Grün-Linken-Partei Ungarn 
Alexander Trennheuser Sozialwissenschaftler und Mitglied 
im Bundesvorstand von Mehr Demokratie e.V. 
Alexis Tsipras Vorsitzender des griechischen Linksbündnisses 
SYRIZA (angefragt)
Katharina Schwabedissen Spitzenkandidatin der LINKEN 
NRW in den letzten Landtagswahlen 
Peter Seyferth Autor „Utopie, Anarchismus und Sciene Fiction“ 
Sascha Stanicic Autor von „Anti-Sarrazin: Argumente gegen 
Rassismus, Islamfeindlichkeit und Kapitalismus“ 
Haris Triandafilidou Griechische Aktivistin von SYRIZA 
Andreas Wehr Autor von „Griechenland, die Krise und der Euro“ 
Christa Wichterich Soziologin und Autorin von „Die globalisierte 
Frau. Berichte aus der Zukunft der Ungleichheit“ 
Lucas Zeise Journalist & Autor „Ende der Party: Die Explosion im 
Finanzsektor und die Krise der Weltwirtschaft“ 
Raul Zelik Journalist, Autor „Berliner Verhältnisse“ und Professor 
für Politikwissenschaft an der Nationaluniversität Kolumbien in 
Medellin 
Sabine Zimmermann Bundestagsabgeordnete der LINKEN und 
DGB-Regionsvorsitzende in Südwestsachsen
AktivistInnen aus Spanien, Ägypten, Großbritanien, Frankreich, 
Portugal, Griechenland, Rumänien und Québec (Kanada)
...und weitere.

REDNERiNNENAlexis Tsipras, Vorsitzender 
der griechischen Linkspartei 
SYRIZA

Hand bleiben. Gegen den unweigerlichen Widerstand der Bevölkerung ist oft Gewalt 
das letzte Mittel. Viele Staaten haben sich in den letzten Jahrzehnten zu Diktaturen 
entwickelt, viele davon in Nordafrika. Doch im Frühling des letzten Jahres wurde 
die Unzufriedenheit und Angst der Menschen in den unterdrückten Staaten zu Wut 
und Selbstbewusstsein. Viele autoritäre Regierungen wie in Ägypten wurden gestürzt, 
viele müssen heute um ihre Macht bangen. 

In Europa nimmt Deutschland eine zweifelhafte Rolle ein. Einige Staaten wie Grie-
chenland stehen im Moment vor schwerwiegenden Fragen, währenddessen wird von 
der Troika Druck ausgeübt. Als „alternativloser“ Ausweg wir der Abbau des Staates 
und der Ausverkauf aller sozialer Errungenschaften propagiert. Während die Men-
schen immer weiter eingeschränkt werden, sollen die Kräfte der freien Wirtschaft 
immer weiter entfesselt werden. Die Griechen wehren sich vehement gegen diese 
Angriffe, auch die Wahlen zeigen: ein „weiter so!“ ist von der Bevölkerung nicht ge-

wollt. Niemand kann mit Sicherheit sagen, wie sich die Kämpfe in Griechenland ent-
wickeln werden, wie Italien in Zukunft regiert wird und wie sich die Krise auf die EU 
auswirken wird. Deutlich ist jedoch, dass soziale Bewegungen eine wichtigere Rolle in 
der Wahrung der Demokratie spielen werden.

Auf unserem Kongress „Kapitalismus vs. Demokratie“ wollen wir den vielen offenen 
Fragen nachgehen, mit renommierten Wissenschaftlern über die Thematik diskutie-
ren und gemeinsam in vielen Workshops über Lösungen und Strategien nachdenken. 
Wir wollen dabei jedoch nicht allein auf der ökonomischen Ebene verbleiben. Die 
Krisenhaftigkeit und Widersprüchlichkeit des Kapitalismus wirkt sich auf viele Lebens- 
bereiche aus, auch in unserem Kongress soll sich diese vielfältige Problemstellung 
widerspiegeln. In vielen verschiedenen thematischen Blöcken sollen deswegen The-
men wie Bildung, Ökologie, Feminismus und Krieg behandelt werden. In Workshops, 
Vorträgen und Diskussionen wollen wir uns ein umfassendes Bild verschaffen.

Europa im Umbruch

Let‘s talk about democracy!

Kritisches Kino Während des gesamten Wochenendes wird eine Auswahl der unterschiedlichsten Filme ge-
zeigt werden: Dokumentationen über Finanzmärkte, die Lebensmittelwirtschaft, Protestebewegungen, Streiks 
und Spielfilme über Kämpfe um Wasser, Befreiungskriege, Frauen in der Naziszene und viele mehr. 
Kabarett & Theater Nach den harten Debatten am Tag, wartet das Abendprogramm vom Kapitalismus 
vs. Demokratie Kongress mit politischer Unterhaltung auf.



10      Krieg & Frieden

Behutsam legt die 23-jährige Ethno-
logie-Studentin Pheli Sommer ihre 
Lippen an das Mundstück ihrer Kla-

rinette. Konzentriert spielt sie mit über 100 
weiteren MusikerInnen Händels Arie „Waf-
fenhandwerk schafft nur Unheil“. Gestern 
spielte sie noch beim Vorkonzert in der 
Markuskirche in Villingen. Heute vor der 
Waffenfabrik von Heckler & Koch in Obern-
dorf in Baden-Württemberg, einer der welt-
weit größten Hersteller von Pistolen und 
Gewehren. Todbringender Verkaufsschla-
ger auf allen Kontinenten.

Mit dem Spielen klassischer Musik möch-
ten die MusikerInnen von „Lebenslaute“ an 
diesem 3. September gegen die Herstellung 
von Waffen demonstrieren. Indessen lau-
fen die Produktionsmaschinen von Heckler 
& Koch weiter.  Für eine halbe Stunde ge-
lingt es den MusikerInnen, die Waffenpro-
duktion zu unterbrechen. Geigen, Cellos 
und Querflöten spielend, blockieren sie die 
Werkstore. 
Ohne die Mithilfe der Beschäftigten von 
Heckler & Koch wird die Produktion aber 
heute weiter gehen. Die MusikerInnen 
fordern sie deshalb auf, ihre Arbeit für zu-
mindest 14 Minuten niederzulegen – zum 
Gedenken an die Opfer der Kleinwaffen, 
die unter anderem die Beschäftigten selbst 
produzieren. 
Das Unheil, auf das Händels Arie anspielt, 
sind Verletzte, Verkrüppelte und Tote. Alle 
14 Minuten stirbt eine Person durch eine 

vollzogen werden. 
Die Gelder, die durch den 
Verkauf von Waffen nach 
Deutschland gelangen, sind 
meist der ausschlaggebende Grund, 
um deren Export zu genehmigen.  Den-
noch sieht die Bundesregierung Waffen-
exporte immer mehr als Instrument der 
Sicherheitspolitik. So lobte Angela Merkel 
im Herbst vergangenen Jahres bei einer 
Rede im Schloss Bellevue Saudi-Arabiens 
„verdienstvolle“ Rolle bei der Beilegung re-
gionaler Konflikte und fuhr fort, dass man 
solche Staaten zur Übernahme von Verant-
wortung „befähigen“ müsse. „Das schließt 
auch den Export von Waffen mit ein,“ war 
der Schluss, den sie daraus zog. Die ge-
waltsame Unterdrückung der schiitischen 
Minderheit und sonstige Menschenrechts-
verletzungen Saudi-Arabiens, erwähnte sie 
nicht. 

Parlamente statt Regierungsausschüs-
se über  Waffenexportgenehmigungen 
entscheiden zu lassen, könnte ein erster 
Schritt zu einer restriktiveren Waffenex-
portpolitik sein. Parlamentsabgeordnete 
entscheiden meist eher im Interesse der 
Bevölkerung  als RegierungsverterInnen. 
Zudem hat die deutsche Bevölkerung eine 
seit dem 2. Weltkrieg im kulturellen Ge-
dächtnis verankerte Abneigung gegenüber 
Kriegen. Mehr Demokratie allein wird aber 
die grausamen Folgen der Waffenproduk-
tion nicht beenden. Denn durch mehr Re-

Waffe von Heckler & Koch. Zählt man die 
Pistolen und Gewehre anderer Waffenher-
steller hinzu, ist es pro Minute ein Toter. 
Wie ein UN-Bericht feststellt, sind sie, die 
sogenannten „Kleinwaffen“, damit die ei-
gentlichen Massenvernichtungswaffen.

Nicht nur die Produktion, auch der welt-
weite Export von deutschen Kleinwaffen 
sind Grundlage für das tausendfache Leid, 
das sie jährlich anrichten. Ohne die Bewilli-
gung von Waffenexporten im Wert von 6,9 
Milliarden Euro jährlich durch die Bundes-
regierung wären die Toten nicht denkbar. 
In über 130 Länder weltweit finden diese 
Exporte statt. Darunter solche Staaten wie 
die Türkei, Kolumbien, Nigeria, Indien, Pa-
kistan und Saudi-Arabien. Es ist nur eine 
Frage der Zeit, bis die Bevölkerung eines 
dieser Länder Opfer deutscher Waffen wer-
den wird. Auch in Krisenstaaten, in die der 
Export deutscher Waffen nie genehmigt 
wurde, tauchen diese auf. So zum Beispiel 
in Somalia, Georgien oder Darfur.
Politisch zuständig für die Genehmi-
gung von Waffenexporten sind Bundes-
wirtschaftsministerium und Bundes- 
sicherheitsrat. Bei der Entscheidung über 
Waffenexportgenehmigungen bleiben in 
Deutschland die Parlamente damit außen 
vor. Die Beschlüsse werden in geheimen 
Sitzungen des Bundessicherheitsrates 
getroffen. Erst nach zwei Jahren können 
die Geschäfte durch die Parlamentarier 
anhand des Rüstungsexportberichts nach-

Täglich werden Men-
schen durch Waffen aus 
Deutschland erschossen. 
Die Parlamente werden 
bei der Regulierung von 
Waffenexporten ausge-
schlossen. Mehr Demo- 
kratie allein wird das  
Töten aber nicht beenden.  
Von Alexander Hummel

Das Geschäft mit dem Tod

Keine Demokratie 
bei Waffenexporten

Mit klassischer Musik 
gegen Waffen

Ein Toter pro Minute 
durch Kleinfeuerwaffen

striktion und genaueres 
überlegen, an wen Waffen ge-
liefert werden, wird sich die 
Waffenverbreitung nicht kon-
trollieren lassen. Denn wenn 
die Waffen erst einmal ver-
kauft sind, bleibt es unklar, was 
mit ihnen geschieht. Sie können wei-
terverkauft werden – an Privatpersonen, 
Diktatoren, Warlords. Waffen ziehlen skur-
rilerweise auf Bundeswehrsoldaten, deren 
Export die deutsche Bundesregierung einst 
selbst genehmigte. So bereits geschehen 
in Afghanistan. Mittlerweile hat die Bun-
deswehr dort Maschinenpistolen, Sturm-
gewehre und einen Mörser aus deutscher 
Produktion beschlagnahmt. 

Eine lediglich stärkere Regulierung der 
Waffenexporte darf angesichts ihrer Un-
kontrollierbarkeit nicht das Ziel sein. Statt-
dessen braucht es die Abschaffung aller 
deutschen Waffenexporte, um ein welt-
weites Morden mit deutschen Waffen zu 
verhindern. Dies könnte ein erster Schritt 
zu einem allgemeinen weltweiten Abrü-
sten sein. 

ANZEIGE

Waffenhandel ist 
nicht kontrollierbar
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Schulze, ehemaliger Betriebsratsvorsitzender 
des Karlsruher KIT, stellt fest, dass sich hier 
ein Kreislauf bildet: „Hochschulen mit hoher 
Drittmitteleinwerbung werden mit dem Exzel-
lenzstatus belohnt, was mit neuen Extramit-
teln verbunden ist, worunter erneut Rüstungs-
forschung dabei sein kann.“

Genaue Auskunft über die Zahlen der Koope-
rationen mit der Rüstungsindustrie und den 
Hochschulen zu erhalten ist schwierig, weil 
Drittmittelverträge nicht offen gelegt werden. 
Das Rektorat der Universi-
tät Köln will die Verein-
barungen nicht 
v e r ö f -

fentlichen, 
weil dort genannte Firmen 

einen Wettbewerbsnachteil haben 
und potentielle Geldgeber abgeschreckt 

werden könnten, berichtet Peter Förster vom 
Arbeitskreis Zivilklausel an der Uni Köln. „Be-
fürworter der Rüstungsforschung argumentie-
ren oft mit Forschungsfreiheit“, meint Anne 
Geschonnek. „Aber wenn sich die Unis derart 
wirtschaftlichen Interessen unterordnen, hat 
das mit Freiheit nicht viel zu tun.“ Von der 
Freiheit zum Töten stehe außerdem nichts im 
Grundgesetz, ergänzt Katharina Sass, die eben-

falls im Arbeitskreis Zivilklausel aktiv 
ist. Andererseits steht im Grundge-

setz, dass von deutschem Boden 
nie wieder Krieg ausgehen darf.
Bei Abstimmungen an verschie-

denen Universitäten haben sich 
Studierende und Lehrende mit deut-

licher Mehrheit für eine Zivilklausel 
ausgesprochen. An elf Universitäten in 

Deutschland wurde mittlerweile eine Zivil-
klausel in der Satzung verankert. Der letzte Er-
folg ist die Zivilklausel an der TU Darmstadt. 
An der Universität Köln hat das Rektorat auf 
den öffentlichen Druck hin zugesagt, eine Ar-
beitsgruppe einzurichten, die sich mit Dritt-
mitteln und der Zivilklausel beschäftigt. Dies 
wäre zumindest ein Anfang. 

und PolitikerInnen, die militärische Einsätze 
befürworten. So forderte der Bundesverteidi-
gungsminister in diesem Jahr überzeugende 
Beiträge der Hochschulen, z. B. zu Kriegs- und 
Überwachungsdrohnen. Ex-Bundesverteidi-
gungsminister Scholz erklärte 2006, dass er 
im Notfall sogar mit eigenen Atomwaffen auf 
nukleare Bedrohungen eines „Terrorstaats“ 
reagieren können möchte. Wenn es nach der 
EU geht, wird es auch zukünftig viel Bedarf 
an wehrrelevanter For-
schung geben,  

denn laut 
EU-Verfassungsvertrag 

sind die Mitgliedsstaaten dazu ver-
pflichtet „ihre militärischen Fähigkeiten 
schrittweise zu verbessern.“

Auch private Firmen, die am Krieg verdie-
nen, haben ein Interesse an der Forschung. 

Der Celler Trialog, bei dem 
sich Mitglieder der 
Commerzbank und der 
Bundeswehr getroffen 
h a b e n , hielt fest, 

Unis, entrüstet euch!
An vielen Hochschulen wird für die Rüstung geforscht. Bundesweit setzten sich nun Studierende und 
Lehrende für eine Zivilklausel ein, die zu friedlicher Forschung verpflichtet. Von Anja Lenkeit

„dass der sicherheitspolitische Dialog 
auch in Forschung und Lehre, insbesondere 
an unseren Hochschulen, gestärkt wird, z. B. 
durch die Einrichtung von Stiftungsprofes-
suren und durch einen dauerhaften praxisori-

entierten wissenschaftlichen Status zwischen 
Wirtschaft und Bundeswehr.“ Rüstungsfirmen 
sind indessen froh um jeden Kopf, der an Waf-
fen forscht. Schließlich ist aus ihrer Sicht jede 
Ressource wichtig, die mithilft, Deutschland 
den weltweit dritten Platz der Waffenexpor-
teure zu erhalten. Die Rüstungsindustrie kann 
durch Forschung an den Hochschulen ihre Ko-
sten senken, weil sie durch öffentliche Mittel 
subventioniert werden.

Da die Universitäten über Drittmittelverga-
ben und Rüstungsprojekte schweigen, hat 
die Linke Anfragen in den Landtagen und im 
Jahr 2008 eine Kleine Anfrage im Bundestag 
gestellt. Der Diplomphysiker Wolfgang Liebert 
erklärte in einem Interview, unter den Bun-
desmittel gäbe es „einen kleinen 
Anteil, der aber nicht uner-
heblich ist, in der Größen-

o r d n u n g 
vielleicht zehn 
Millionen pro 
Jahr, der in die 

Hochschulen geht.“ 
Im Zeitraum von 2000 

bis 2007 wurden an über 
40 deut-

schen Hoch-
schulen wehrtechnische Forschungsprojekte 
finanziert, bis 2010 beliefen sich die Kosten 
dafür auf mehr als 30 Millionen Euro. Dietrich 

Zwischen 2000 und 2010 haben Regierungen 
mehr als 30 Millionen Euro an Universitäten 
gezahlt, damit sie Rüstungsforschung betrei-
ben. Weil die Bundeswehr immer weiter zu 
einer Einsatzarmee umgebaut wird und die 

Zahl der militärischen Einsätze 
steigt, wird auch mehr Rüstungs-

forschung benötigt. Das Bundesmi-
nisterium für Verteidigung vergibt deshalb 
rüstungsrelevante Forschungsaufträge an 
Hochschulen. Die wiederum sind unterfinan-
ziert und auf Drittmittel angewiesen.

Dass nebenan für den Krieg ge-
forscht wird, stört viele 

Studierende und Mitar-
beiter. An einigen Hochschu-
len haben Studierende und 
Dozenten in den letzten Jah-
ren Arbeitskreise gegründet, 
um eine Zivilklausel einzufor-
dern. „Mit der Zivilklausel ver-
pflichten sich die Hochschulen 
in ihrer Satzung dazu, nur für 
zivile Zwecke und für die Ver-
besserung der Gesellschaft zu 
forschen“, erklärt Anne Geschon-
nek. Die Studentin engagiert sich 
in einem bundesweiten Netzwerk für die 
Zivilklausel, in dem auch Gewerkschaften, 
FriedensaktivistInnen und PolitikerInnen ak-
tiv sind. „Wenn eine Uni gegen die Zivilklausel 
verstößt, kann das öffentlich gemacht und so 
Druck ausgeübt werden“, meint sie.
Gegen die Zivilklausel-Bewegung stehen all die-
jenigen, die von Rüstung und Kriegseinsätzen 
profitieren, zum Beispiel Rüstungskonzerne 

Erfolg für die Zivilklausel 
an elf Universitäten

Der Bedarf an Forschung 
für das Militär steigt

Illustration: Paula Rauch
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Ludvic Moquin- Beaudry ist Sprecher der 
Studentengewerkschaft CLASSE.

Aufstand gegen die 
“Kulturrevolution”

Die Regierung Québecs wollte die  
Studiengebühren erhöhen und bezeichnete 
das als„Kulturrevolution“.
Ludvic Moquin-Beaudry erzählt, wie 
die Studierenden das verhindert haben.

Im März 2010 gab die liberale Regie-
rung Québecs bekannt, die Studien-
gebühren drastisch zu erhöhen. 2011 

wurde bekannt, dass Studierende ab dem 
Wintersemester 2012 pro Jahr 1.625 kana-
dische Dollar mehr zahlen sollen. Darauf-
hin haben sie über sechs Monate Vorle-
sungen boykottiert, um die Erhöhung zu 
verhindern. 
Zu zehn- und hunderttausenden haben 
sich in Montréal Demonstranten versam-
melt, deren Bilder um die Welt gingen. 
Und nach vielen Monaten, vielen Demons-
trationen, Streiks, nach Zusammenstößen 
mit der Polizei, Gerichtsverhandlungen, 
aber auch Musik, Gedichten, Humor und 
Kunst hat die Bewegung ihre zentrale 
Forderung durchsetzen können: Die Pläne 
der Regierung landeten in der Mülltonne. 
Einer der streikenden Studierenden ist 
Ludvic Moquin-Beaudry. Der Sprecher 
der Studierendengewerkschaft hat die 
Proteste mitorganisiert. „Unsere Proteste 
waren nicht nur durch ihre schiere Grö-
ße etwas Besonderes. Kaum ein anderer 
sozialer Protest in einem G8 oder G20-
Land hat es in den letzten Jahrzehnten ge-
schafft, eine neoliberale Reform oder ein 
Sparpaket zu verhindern,“ meint er. 

Die Studierenden Québecs sind eine Aus-
nahme. Dabei ist die Bewegung nicht von 
heute auf morgen entstanden ist, sondern 
das Ergebnis langwieriger Vorbereitungen. 
Die Organisation der québecischen Stu-
dierendenproteste ist vergleichbar mit 
Gewerkschaften: Es gibt Mitgliedsbeiträge 
und lokale Gruppen, die sich in einem na-
tionalen Netzwerk aus verschiedenen Or-
ganisationen zusammenschließen. „Ohne 
diese Voraussetzungen hätten wir nicht 
so viele Studierende mobilisiert können.“
Studiengebühren waren nicht das einzige 
Thema, über das die Studierenden redeten, 
denn die Regierung plante noch mehr 
Einschnitte. Die Erhöhung war Teil eines 
Kürzungsplans mit dem Titel „Kulturre-
volution“ des Finanzministers Raymond 
Bachand. Gemeint war damit ein grund-
liegender Wandel der Sozialsysteme: ein 
allgemeiner Sozialstaat, finanziert durch 
die Besteuerung der Einkommen, sollte er-
setzt werden durch ein Nutzer-Verkäufer 
Prinzip. Gegen diese tiefgehende Verände-
rung des gesamten Sozialwesens richteten 
sich ihre Proteste.
„Anfangs haben wir Flyer verteilt, Konfe-
renzen organisiert und sind auf die Straße 
gegangen. Für den 10. November 2011 
haben wir den Politikern schließlich ein 
Ultimatum gesetzt. Darin hieß es, dass 
die Vertretungen der Studierenden für 
das Wintersemester einen unbefristeten 
umfassenden Streik vorbereiten würden, 
wenn die Regierung ihre Pläne nicht kip-
pen sollte,“ erzählt Ludvic. Und so kam es 
auch: am 13. Februar haben nur ein paar 
Tausend gestreikt, aber es kamen immer 
mehr Studierende dazu. Am 22. März wa-
ren es über 300.000 Streikende. Trotzdem 

zog sich der Konflikt weiter hin. Die Stu-
dierenden mussten kreativ werden, um 
weiter öffentlich Gehör zu finden. „Wir ha-
ben Nacht- und Nacktdemonstrationen so-
wie öffentliche Polterabende organisiert, 
Unternehmen blockiert, symbolische und 
künstlerische Aktionen geplant– jedes 
Mittel, um Druck auf die Regierung aus-
zuüben, wurde genutzt.“ Doch nach meh-
reren Wochen voller Demonstrationen, 
ließ die Studierendenbewegung nach. 
Ministerpräsident Jean Charest brachte 
daraufhin das Gesetz Nummer 78 auf den 
Weg, um die andauernden Proteste zu kri-
minalisieren. 

Das Gesetzt schränkte die Demonstrati-
onsfreiheit und die Freiheit sich zu orga-
nisieren massiv ein. Die UNO und Amnes-
ty International kritisierten die Gesetze 
harsch. Die Regierung konnte die Studie-
rendenproteste durch die Gesetze nicht 
stoppen, wie sie es sich erhofft hatte. Im 
Gegenteil: sie wurde stärker, unterstützt 
durch viele Bürgerinnen und Bürger, die 
mit dem Schlagen von Töpfen ihre Soli-

darität mit den Studierendenprotesten 
zeigten. Am 22. Mai kam es zu Demonstra-
tionen, die als die größten in die Geschich-
te des Landes eingingen. Im Sommer 
erfuhr die Regierung eine schmerzhafte 
Wahlniederlage. Der Plan, durch eine 
starke Polarisierung der Bevölkerung die 
Wahl zu retten, ging nicht auf. 

Die neu gewählte sozialdemokratische Re-
gierung hält vorerst ihr Versprechen, die 
Erhöhung der Studiengebühren zurück-
zunehmen. Andererseits hat sie zu einem 
Bildungsgipfel eingeladen, auf dem expli-
zit „alle“ Möglichkeiten zur Finanzierung 
der Hochschulbildung diskutiert werden 
sollen. Die québecische Partei hat bereits 
1996 versucht, die Gebühren zu erhöhen. 
Die damalige Vorsitzende Pauline Marois, 
die jetzt Premierministerin ist, hat schon 
2007 eine Erhöhung forciert. „Wir sollten 
uns also nicht in Sicherheit wähnen,“ 
meint Ludvic. Die Studierendengewerk-
schaft wird deshalb weiterhin Druck ma-
chen.   

Die Erhöhung der Gebühren 
wurde zurückgenommen

Die größten Demonstrationen 
in der Geschichte Québecs

Die Kürzungen nannte die 
Regierung „Kulturrevolution“

In Bayern und Niedersachsen gibt 
es noch Studiengebühren. Warum 
sie auch dort abgeschafft werden 
sollten und was eine Alternative 
sein könnte:

Studiengebühren
in Deutschland

Die Alternative: Das 
Studienhonorar

Studiengebühren in  
Deutschland:  
Unsozial und abschreckend

Für junge Menschen ist die Sorge um 
die Finanzierung des Studiums der 
Hauptgrund, um sich gegen ein Studi-
um zu entscheiden oder das Studium 
abzubrechen. Laut einer Allensbach-
Studie von 2010 streben nur 44 Pro-
zent der AbiturientInnen, die Finan-
zierungsschwierigkeiten erwarten, ein 
Studium an. Unter denen, die keine 
finanziellen Probleme erwarten, sind 
es 79 Prozent. Laut der letzten Sozi-
alerhebung des Studentenwerks (von 
2009) kommen nur 20 Prozent der 
StudienanfängerInnen aus Familien, in 
denen der höchste Bildungsabschluss 
der Eltern ein Haupt – oder Realschul-
abschluss ist, obwohl sie 39 Prozent 
der untersuchten Altersgruppe aus-
machen.  Dazu kommt: Während im 
Schnitt der OECD-Länder 56 Prozent 
eines Jahrgangs studieren, waren es 
in Deutschland 2009 nur 43 Prozent. 
Die soziale Undurchlässigkeit des 
Deutschen Bildungssystems wird von 
internationalen Institutionen deshalb 
regelmäßig kritisiert.
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Der ungekürzte Text über die Pro-
teste der québecischen Studieren-
den, aktuelle Infos, wie es mit der 
Bewegung weiter geht und noch mehr 
zur Studienfinanzierung in Deutsch-
land und den Landtagswahlen in 
Niedersachsen und Bayern auf:  
www.critica-online.de

Das Studienhonorar ist der Gegenent-
wurf zu Studiengebühren: Anstatt als 
Konsumenten für die Bildung zu zah-
len, werden Studierende für ihre Aus-
bildung bezahlt. Das Studienhonorar 
ist in anderen Ländern längst etabliert, 
zum Beispiel in Dänemark. Dort erhal-
ten 91 Prozent der Studierenden ein 
monatliches Grundeinkommen von 
610 Euro für knapp sechs Jahre. Die 
Idee dahinter ist, dass die Studieren-
den sich besser auf ihr Studium kon-
zentrieren können, wenn sie nebenbei 
weniger für ihren Lebensunterhalt ar-
beiten müssen. Das lohnt sich auch für 
den Staat, da die Kosten des Honorars 
durch höhere Einkommenssteuern 
aufgewogen werden, wenn die Studie-
renden nach dem Abschluss arbeiten. 
In Deutschland wird das Studienhono-
rar kaum diskutiert. Aber immerhin 
konnten in allen von sieben Bundes-
ländern bis auf Niedersachsen und Ba-
yern Studiengebühren abgeschafft und 
verhindert werden.

Demonstration der Studierenden am 22. Mai in Montréal, Québec
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Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
stellt ein: 
 
Verfassungsschutzpräsidenten (m)

Foto: www.flickr.com/tgoldkamp

Referenznummer: 18 88
Dienstort: Erfurt, Thüringen

Arbeitgeber: Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen
Veröffentlicht am: 01.10.2012

Für diese Stelle suchen wir eine Führungskraft mit Erfahrung 
in der Sicherheitsbranche. Sie leiten ein mit qualifizierten 
und kreativen Mitarbeitern besetztes Team. Spannende und 
abwechslungsreiche Aufgaben erwarten Sie ebenso wie 
eine offene und kommunikative Arbeitsatmosphäre. Mit 
Ihrem Einsatz schützen Sie die Freiheit und Sicherheit in 
Deutschland. 

Norbert Wießner
V-Mann-Führer im Ruhestand

Helmut Roewer über seine Einstellung:

„VS-Chef Roewer ist in der sechsten Etage der Verfas-
sungsschutzbehörde einmal Fahrrad gefahren. Auf die 
Frage warum er das macht, antwortete er, er müsse neue 
Observationsfahrräder testen für die Observationskräfte”

“Skinheads anzuwerben war eine absolute Katastrophe, 
die besaufen sich und können sich dann an nichts mehr 
erinnern”

“Es gab Kollegen, die haben V-Männer direkt nach Erfurt 
in die VS-Zentrale gebracht oder Treffen zu Hause ge-
macht”

“Der Thüringer Heimatschutz hat nur Flyer und Aufkleber 
gemacht. Was der V-Mann mit dem Geld gemacht hat, 
kann ich Ihnen doch nicht sagen”

“In München haben wir uns mit dem BND getroffen, der 
gab Tipps für die Gründung von Tarnfirmen, da das ja 
nicht so einfach ist, wegen Steuern und so. Der Roewer 
wollte unbedingt eine Tarnfirma”

“Wie ich Verfassungsschutz-Präsident wurde? “Es war an einem Tag nachts um 23 Uhr, da 
brachte eine mir unbekannte Person eine Ernennungs-Urkunde vorbei, in einem gelben 
Umschlag. Es war dunkel, ich konnte sie nicht erkennen. Ich war außerdem betrunken. Am 
Morgen fand ich den Umschlag jedenfalls noch in meiner Jacke”

Senden Sie Ihre aussagekräftigen Unterlagen an:
personal@lfv-thueringen.de
Der Ernennungsbescheid erreicht Sie auf postalischem Wege.

Von über 20 Jahren Erfahrung im Kampf gegen Extremisten jeglicher Couleur in Thüringen berichten unsere begeisterten Mitarbeiter: 

Helmut Roewer
Leiter des Thüringer Landesamtes für 
Verfassungsschutz a.D.

“Ich kann mich nicht mehr an die Anzahl der V-Leute 
erinnern. Es waren vier Abteilungen die Quellen ange-
worben haben und es ist auch ganz normal, dass man 
Tarnfirmen installiert”

„Es waren 50 Leute im Landesamt für Verfassungs-
schutz. Von den 50 hatte keiner eine richtige Ausbildung. 
Meine Vorgesetzten waren der Meinung, ich solle das 
machen [das Amt führen]. Sie haben mich exzellent 
beurteilt”

“Einmal musste ich disziplinarrechtlich einschreiten. Da 
hatte einer meiner Mitarbeiter volltrunken einen Dienst-
wagen zu Schrott gefahren. Hinter der freundlichen Fas-
sade der Mitarbeiter steckt nicht immer Kompetenz”

“Es wurde aus unserem Amt versehentlich mal ein Fax 
an die Grünen geschickt, mit einer Personenliste von 
PDS-Abgeordneten. Das Fax sollte eigentlich an die CDU 
gehen und war aber gar nicht autorisiert. Ein Mitarbeiter 
hat das ohne Absprache mit mir gemacht, ich war da 
im Urlaub”

Karl-Friedrich Schrader
Leiter der Abteilung für Rechtsextremismus 
im Thüringer Verfassungsschutz a.D.

“Einmal kam ich in Roewers Dienstzimmer. Da standen drei 
Tische aneinander, mit Kerzen, Käse, Wein und sechs bis sie-
ben Damen drumherum. Man wusste gar nicht, mit welcher 
er zuerst zu Gange ist. Ich sollte ihm in deren Anwesenheit 
geheime Dinge erzählen”

“Wenn wir nur ein, zwei Quellen haben, dann müssen 
wir die bei Laune halten. V-Mann Brandt hat auch Technik 
bekommen, Handys, Computer, Fax, Zuschüsse zum Auto. 
Brandt sollte nicht allzu sehr nach den Dreien [NSU-Trio] 
nachfragen. Nur rumhorchen, damit er nicht auffällt”

“Roewer hatte eine eigene Quelle, die keiner kannte. Die 
hieß Günther. Alle im Amt wussten von der Quelle Günther 
und dass die gut bezahlt wurde, aber keiner kannte sie”

“Als ich einen Beschwerdebrief über die Praxis im Amt an 
den Innenminister schrieb, wurde ich im Anschluss mit 
sieben bis acht Verfahren überzogen. Man hat mich zum 
Amtsarzt geschickt, um meine geistige Gesundheit zu über-
prüfen”

Dieser Text besteht aus Originalzitaten (Quelle: haskala.de/tag/nsu), die die Genannten so bei ihrer Befragung im Untersuchungsausschuss zum Versagen der Behörden 
in den Ermittlungen zum Nationalsozialistischen Untergrund (NSU) geäußert haben. Der NSU hat in den vergangenen zehn Jahren unter anderem neun Menschen 
mit Migrationshintergrund ermordet. Seit dem Auffliegen 2011 wird an verschiedenen Stellen ermittelt, inwiefern Geheimdienste von der Gruppe wussten oder sogar 
finanziell und durch V-Männer involviert waren. Mehr Infos: www.critica-online.de 
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Alex ist 29. Er wohnt in Köln, hat 
vor kurzem sein Medienwirt-
schaftsstudium beendet und ist 

mit seinem Job sehr zufrieden. Er hat 
viele Freunde und genießt die Vorzüge 
des Großstadtlebens. Das Einzige, was er 
sich jetzt noch wünscht, ist eine feste Be-
ziehung. Also hat er sich, obwohl er sich 
dabei schon irgendwie komisch vorkam, 
im Internet bei einem Datingportal ange-
meldet. Erst neulich war ihm zu Ohren ge-
kommen, dass ein neues Portal mit einem 
recht ungewöhnlichen Konzept gestartet 
ist und vielleicht ergibt sich ja etwas auf 
diesem Weg. 

Alex ist der Name, unter dem ich mich 
als angeblicher Single bei dem relativ 
jungen Portal betterdate.de angemeldet 
habe, um mich „kaufen“ zu lassen. Denn 
genau das ist das Konzept dieser Seite. Die 
Frauen bestimmen hier, wer es in ihren 
Einkaufswagen schafft und sie kontaktie-
ren darf und wer nicht. Männer melden 
sich als „Produkte“ an und Frauen, für die 
die Mitgliedschaft kostenlos ist, werden 
zu „Shopaholics“ – also Kaufsüchtigen. 
Die Macher von betterdate spielen mit al-
ten Klischees. Irgendwie scheint hier der 
Spieß umgedreht. Frauen kaufen Männer. 
Menschen und Liebe werden zur Ware. 
Ich entscheide mich für eine kostenfreie 
Mitgliedschaft, werde also kein „Luxus-
gut“. So kann ich zwar nicht alle Mög-
lichkeiten des Portals nutzen. Es reicht 
aber alle Male, um mir einen Eindruck zu 
verschaffen. Und tatsächlich: Direkt am 

ersten Abend, an dem ich mich der Frau-
enwelt als Ware anbiete, werde ich spon-
tan gekauft.
Doch was wurde da eigentlich gekauft? In 
meinem Profil habe ich über mich unter 
anderem meine Musikvorlieben, meine 
Lieblingsfilme oder die von mir bevor-
zugte Küche angegeben. Ein Foto gibt Auf-
schluss über mein Äußeres. Es ist eine zu-
rechtgestutzte, oberflächliche Version von 
mir, die da über die virtuelle Ladentheke 
geht. Die Vorstellung darauf reduziert zu 
werden, finde ich erschreckend. Partner-
börsen werben regelmäßig damit, über 
sie die große Liebe zu finden. Bedeutet 
Liebe aber nicht einen anderen Menschen 
komplett anzunehmen? Ist es vielleicht 
nicht die einzige Beziehung, in der wir 
uns ganz einem anderen Menschen aus-
liefern, wo wir sonst immer nur Teile von 
uns präsentieren, wo wir sonst nur Rollen 
spielen? Viele sehen das ähnlich. Oft hört 
man schließlich den Satz, wenn nach dem 
Traumpartner gefragt wird, dass man mit 
ihm oder ihr über alles reden können 
sollte.

Betterdate hingegen reduziert wie jede 
andere Kontaktbörse auch die potenti-
elle Liebe erstmal auf vergleichbare Eck-
daten. Wer jemals ein Werbeprospekt, 
in dem Staubsauger angeboten werden, 
aufgeschlagen hat, wird das Prinzip  wie-
dererkennen. Mir wird suggeriert, dass es 
diese Eckdaten wären, die auf dem „Part-
nermarkt“ zählten. Die Ware Staubsauger 
wird gekauft, um ganz bestimmte Aufga-

ben zu erfüllen. Mit ihm soll die Wohnung 
gereinigt werden. Auch ich werde zum 
Instrument zur Erfüllung bestimmter Auf-
gaben. Statt die Wohnung zu reinigen, soll 
ich Spaß bringen, Zuneigung schenken 
und für Sex zur Verfügung stehen. 

Betterdate zeigt, wie im Kapitalismus 
Liebe und zwischenmenschliche Bezie-
hungen zu Waren werden, deren Handel 
Marktgesetzen zu gehorchen scheint. Al-
lerdings ist das kein spezielles Problem 
von Kontaktbörsen. Hier wird ein Prozess 
deutlich, an dessen Ende eine Gesellschaft 
steht, in der alle Lebensbereiche wie im 
VWL-Lehrbuch der Nutzenmaximierung 
folgen – selbst natürliche menschliche 
Bedürfnisse wie der Kontakt zu anderen 
Menschen. Als könne alles dem Gesetz 
von Angebot und Nachfrage gehorchen, 
alles zur Ware gemacht werden. Die voll-
kommene Verwarenförmigung. Die Öko-
nomisierung des Denkens. Eigentlich frei 
zugängliche Dinge werden zum knappen 
Gut und damit zum Gegenstand des Han-
dels. 
So werde auch ich auf meiner vorgege-
benen Suche nach zwischenmenschlichen 
Kontakten nachgefragt, also gekauft und 
erhalte Punkte, die meinen Marktwert 
steigen lassen. Mit dem Kauf einer Ware 
wird diese zum Eigentum des Käufers, 
womit dieser frei darüber verfügen darf. 
Einen gekauften Staubsauger kann ich 
benutzen und verwenden wie ich möch-
te. Mein Gekauft-Werden bedeutet jedoch 
etwas anderes. Denn natürlich können 

meine Käuferinnen nicht frei über mich 
verfügen wie über einen Staubsauger. Die 
Partnersuche bei Betterdate ist zunächst 
ein ironisches, unverbindliches Spiel. 
Dieses Spiel basiert aber auf der gängigen 
Vorstellung, dass Beziehungen  zu einem 
Partner ähnlich wie der Besitz eines Ge-
genstandes funktionieren. Ein stetes Ge-
ben und Nehmen. Solange die Beziehung 
andauert, beständen also gegenüber 
dem Partner eingeschränkte Verfügungs-
rechte. Wenn diese Verfügungsrechte be-
droht erscheinen, stellt sich ein Gefühl 
ein, das wir als Eifersucht kennen. Wenn 
Liebe als ein Schenken und beschenkt 
Werden verstanden würde, gäbe es dafür 
weniger Platz.

Zuletzt frage ich mich, wie aussage-
kräftig solche geschönten Daten und 
aufgemotzten Fotos in Hinsicht auf das 
wirkliche Zusammenpassen von zwei 
Menschen sind? Bisher bin ich mit noch 
keiner Person zusammengekommen, 
weil mir nach Abwägung der Eckdaten 
auf einer pro- und contra-Liste diese als 
günstigste aller möglichen Alternativen 
erschien. Mit diesem Wissen melde ich 
mich bei betterdate ab. Ich kann zwar 
nicht wirklich definieren, was Liebe ist, 
aber die Gegensätze, die Spannung und 
zufälligen Momente, sind sicher ein nicht 
zu ersetzender Teil davon. Erzwingen oder 
erkaufen kann man diese nicht.  

Liebe in Zeiten des Kapitalismus
Auf dem Datingportal betterdate.de können Frauen Männer 
„shoppen“. Sandro Abbate meint, dass Beziehungen in  
keinen Warenkorb passen. 

Frauen packen Männer 
in ihren Einkaufswagen

Liebe und Beziehung 
werden zu Waren

Eifersucht ist die Angst vor 
dem „Diebstahl“ des Partners

Screenshot des Datingportals www.betterdate.de „Wo Frauen Männer shoppen“

Die potenzielle Liebe wird 
auf Eckdaten reduziert

Du hast eine andere Meinung? Schreib  
einen Artikel für www.critica-online.de



Studipärchen: Gut zu dir passen Stu-
dentInnen der Physik, ihr habt ähnliche 
Wertvorstellungen. Finger weg von Sozial-
wissenschaftlerInnen, diese könnten euer 
Gesellschaftssystem in Frage stellen.

Liebe: Da du zukünftige PartnerInnen mit 
einem Haufen Geld (oder zumindest der 
Vorstellung davon) beeindrucken kannst, 
sehen die Chancen auf eine Partnerschaft 
recht gut aus. Aber pass auf, wenn das 
große Gehalt ausbleibt: Dann kann die 
Liebe schnell platzen.

Karriere: Deine 
Karriereaussichten 
sind gut, wenn du 
mit ganzer Kraft an 
den Kapitalismus 
glaubst. Dein Ziel 
muss immer sein, 

Politik-
wissenschaft

Informatik

BWL

Medizin

Oenologie

Lehramt

Kunst

Jura

dass es einem Unternehmen gut geht, kei-
nem Menschen! 

Studipärchen: Mit Soziologie und 
VWL-StudentInnen kannst du dich  
stundenlang unterhalten. Über Wasser 
halten können dich IngenieurInnen. 
Vorsicht ist bei BWLerInnen geboten: sie 
sehen eher einzelne Strukturen als das 
große Ganze. 

Liebe: Deine Aussichten auf die große 
Liebe sind sehr gut. Du hast nämlich nach 
dem Studium viel Zeit, um deine/n Traum-
partnerIn zu finden. Beeindrucke sie/ihn 
einfach mit deinem theoretischen Wis-
sen, das du in der Praxis nicht anwenden 
kannst. 

Karriere: Der Ar-
beitsmarkt reißt 
sich nicht um dich. 
Oder hast du schon 
mal eine Jobanzeige 
gesehen, in der drin-
gend PoWi‘s gesucht 

werden? Eben. Suche nach sinnvollen 
Fach-Kombinationen oder Marktlücken. 
Taxifahren zählt nicht dazu!

Dein Studi-Horoskop

Studipärchen: Pädagogik-StudentInnen 
können deinen Mangel an sozialen Berüh-
rungspunkten ausgleichen. Vorsicht ge-
boten ist bei MedizinerInnen, hier bergen 
Machtkämpfe ein hohes Konfliktpotential. 

Liebe: Eher mau. Mit dem Zeitpensum, 
das dir dein Studium abverlangt, müs-
sen PartnerInnen klar kommen. Plane 
menschliche Kontakte am besten in dei-
nen Uni-Timer mit ein. 

Karriere: Sieht 
schlecht aus. Es sein 
denn, du gehörst zu 
den 30% Jura-Studis, 
die keine Freunde 
haben, seit der Abi-
feier auf keiner Par-

ty waren und täglich mindestens fünf 
Stunden lernen.

Karriere, Kinder oder Kapitalismuskritik: 
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Studipärchen: ChemikerInnen oder Bio-
logInnen teilen deine Liebe, die Natur zu 
erforschen. Komplizierter stellt sich die 
Beziehung zu IngenieurInnen dar. Die ver-
suchen dich davon zu überzeugen, dass 
Maschinen lebendig sind. 

Liebe: Der hohe Stressfaktor während 
des Studiums und im Job wirkt sich nega-
tiv auf Partnerschaften aus. Die brauchst 
du allerdings nicht, denn als HalbgöttIn 
in weiß liegt dir das übrige Personal zu 
Füßen.

Karriere: Die Zu-
kunft sieht blendend 
aus, denn Medizine-
rInnen werden im-
mer gebraucht. Kein 
Wunder, denn der 
Kapitalismus produ-

ziert  Konkurrenzverhalten, Stress sowie 
Übermüdung und ist daher ein wunder-
barer Nährboden für viele Krankheiten. 

Studipärchen: Such dir eine/n Sozialwis-
senschaftler/in. Ihr ergänzt euch prima, 
er/sie hat das Einfühlungsvermögen zum 
Kinder-Aufziehen und dank Arbeitslosig-
keit auch die Zeit dazu. 

Liebe: Error. Bei deinem Topstudium 
musst du ordentlich für Klausuren büf-
feln und nebenbei noch jedes Jahr eine 
Programmiersprache lernen. Aber du 
weißt bestimmt, wie du Abhilfe im Inter-
net feindest. 

Karriere: Wenn sich 
google, Apple und 
co. nicht um deine 
Arbeitskraft reißen, 
dann machst du ein-
fach in einer Garage 
deine eigene Firma 

auf und verkaufst sie in drei Jahren für 
ein paar Millionen.

Studipärchen: ChemikerInnen oder Bio-
logInnen können beim technisierten Wein-
bau helfen. Vorsicht vor LehrerInnen, sie 
saufen dein ganzes Vermögen weg. 

Liebe: Hemmungen davor, potenzielle 
PartnerInnen anzusprechen säufst du dir 
gekonnt weg. Tipp: es lohnt sich immer auf 
dem jährlich Weinlesefest auf die Balz zu  
gehen.

Karriere: Der Kli-
mawandel bringt 
Schub in die Kar-
riere eines Weinwis-
senschaftlers. Fran-
kreich hat in den 
letzten zwei Jahr-

zehnten 12% seiner Anbauflächen verlo-
ren und immer mehr guter Roter kommt 
aus Deutschland. Du brauchst also nur 
noch einen Verwandten, der Winzer ist, 
denn ein Weingut bleibt üblicherweise in 
der Familie.

Studipärchen: Ideal sind Verwaltungs-
wissenschaftlerInnen: Sie könnten dir 
in der Kommunalverwaltung Aufträge 
für Denkmäler, die hippe neue Image-
kampagne der Stadt oder bombastische 
Installationen im Vorraum des örtlichen 
Rathauses verschaffen und bieten ein 
halbwegs geregeltes Einkommen.

Liebe: Sieht super 
aus, denn dein kre-
atives Flair beein-
druckt sowohl dein 
eigenes Umfeld als 

Karriere: Kannst du 
dir ja wohl denken.

auch SpießerInnen (BWL, Medizin, Jura), 
die sich mit dir als schillerndem Schmet-
terling an ihrer Seite ein bisschen weniger 
langweilig fühlen. 

Studipärchen: Du kannst dir natürlich 
während des Studiums schon Kommili-
tonen aussuchen. Tipp: Wenn ihr vor der 
Referendariats-Bewerbung heiratet und 
Kinder zeugt, sind die Chancen sehr gut, 
im selben Ort unterrichten zu dürfen.

Liebe: Die Liebe muss warten, bis du an-
fängst zu arbeiten. Denn mit hoher Wahr-
scheinlichkeit lernst du deine/n PartnerIn 
im Kollegium kennen. 

Karriere: Sieht 
gut aus, denn in 
Deutschland be-
steht Schulpflicht. 
Menschen sind also 
gezwungen, deine 
Arbeit nachzufra-

gen.  Wenn du keine Lust hast, viel zu 
korrigieren, wähle Sport in Kombination 
mit Kunst. 

ANZEIGE
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Genderstudies

Studipärchen: Bleib im eigenen Fach! Ihr 
könnt euch gegenseitig dekonstruieren. 
Die anderen können deine Binnen-I-Spra-
che sowieso nicht verstehen.

Liebe: Auch wenn du von etwas anderem 
träumst, deinE PartnerIn wird am Ende 
doch einE WeißeR, heterosexuelleR, Mit-
teleuropäerIn.

Karriere: In Gleich-
stellungsbüros kannst 
du dein Geld damit 
verdienen, Herr-
schaftsdiskurse zu 
analysieren. 
Mit Herrschafts-

diskursen kann mensch sich aber auch 
prima unbezahlt beschäftigen.


